
Ausgabe 1 |  März 2013

Informationen aus der Hauptabteilung Europäische und Internationale Zusammenarbeit

KAS International

Zum siebten Mal lud das Regionalprogramm 

„Politischer Dialog Westafrika” (Benin, Bur­

kina Faso, Togo, Niger, Elfenbeinküste, Mali) 

zu seiner jährlichen sicherheitspolitischen 

Konferenz ein. Die Tagung fand vom 21. bis 

23. November 2012 in der togolesischen 

Hauptstadt Lomé statt. Das Programm wurde 

wie stets vom Verteidigungsausschuss des 

Parlamentes im Gastgeberland sowie dessen 

Verteidigungsministerium in Kooperation mit 

der Konrad-Adenauer-Stiftung organisiert. 

Traditionell ist das Treffen eine wichtige Platt­

form für den sicherheitspolitischen Austausch 

zwischen hochrangigen Militärs und Verteidi­

gungspolitikern der Region, die sich mit inter­

nationalen Experten über aktuelle sicherheits­

politische Fragen sowie Grundsatzfragen des 

zivil-militärischen Verhältnisses austauschen. 

Ziel des Austausches ist die Einbeziehung des 

Militärs in die Stabilisierung und Förderung des 

demokratischen Prozesses in Westafrika. 

Im Mittelpunkt der Diskussion standen Überle­

gungen zur nachhaltigen Konfliktbeilegung in 

aktuellen Krisenherden wie Mali – schließlich 

sind die an der Konferenz beteiligten Staaten 

durch ihre geographische Lage und Einbindung 

in die ECOWAS (Economic Community of West 

African States) von der Entwicklung in Mali be-

troffen. So betonte auch der stv. Generalsekretär 

der KAS, Dr. Gerhard Wahlers, dass die regionalen 

Sicherheitsprobleme in der Sahelzone in besonde­

rem Maße länderübergreifendes Handeln erfordern. 

Die abschließenden Handlungsempfehlungen der 

Konferenzteilnehmer stellten eine verbesserte 

Konfliktprävention und -kooperation in der Region 

sowie eine schnelle Implementierung von Friedens­

abkommen und Resolutionen der Afrikanischen Uni­

on und der ECOWAS in den Vordergrund. Absolute 

Priorität habe die Abhaltung einer internationalen 

Konferenz mit dem Ziel der Befriedung Malis. 

Thema der nächsten sicherheitspolitischen Konferenz 

in Niamey (April 2013) wird die Analyse und Be-

kämpfung des Terrorismus in der Sahelregion sein. 
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in der Nachbarschaft Europas verändern sich die Verhältnisse rasant: Der 

von Tunesien ausgehende Umbruch in der arabischen Welt, dessen Finalität 

noch nicht absehbar ist, der Konflikt in Syrien und die Eskalation der Krise 

in Mali – sie alle stellen den alten Kontinent vor neue Herausforderungen. 

Zugleich droht die Haushaltskrise den sicherheitspolitischen Handlungs­

spielraum Europas weiter einzuschränken. Somit stehen die europäischen 

Staaten vor der doppelten Aufgabe, sich nach innen zu konsolidieren und 

nach außen zu gestalten.

Dazu braucht es eine effizientere Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der  

EU. In der Vergangenheit wurde diese Säule der europäischen Integration zuweilen vernachlässigt, 

schließlich galt für Europa, dass bei internationalen Konflikten im Zweifelsfall der engste Verbündete 

USA „die Kohlen aus dem Feuer” holen würde – eindrücklich bewiesen während der Zerfallskriege 

Jugoslawiens in den 1990er Jahren. Europa konnte sich auf die zivile Konfliktvorbeugung und -nach­

sorge fokussieren, für militärische Konfliktlösung waren in erster Linie die Amerikaner zuständig. 

Diese Gewissheit schwindet, denn Washington hat mit eigenen Sparzwängen zu kämpfen und ver­

schiebt seine strategischen Prioritäten in Richtung Pazifik. 

Die Folge daraus ist, dass Europa in Zukunft mehr Verantwortung für seine eigene Sicherheit und  

die Stabilisierung seiner Nachbarschaft übernehmen muss. Der NATO-Einsatz in Libyen gab einen 

ersten Vorgeschmack auf diese neue Wirklichkeit: Die USA unterstützten ihre europäischen Verbün­

deten zwar, aber die politische und militärische Führung oblag Frankreich und Großbritannien. Auch 

der aktuelle Konflikt in Mali zeigt, dass Europa seine Werte und Interessen gegebenenfalls selbst 

militärisch verteidigen muss. 

Um dies auch in Zukunft gewährleisten zu können, müssen die Europäer ihre sicherheits- und 

verteidigungspolitische Zusammenarbeit intensivieren. Noch fehlt es zu oft am Willen zum gemein­

samen Handeln, aber auch an Schlagkraft und Durchhaltefähigkeit. Über gemeinsame Beschaffung, 

Unterhaltung und Nutzung militärischer Fähigkeiten sollten die EU-Staaten ihre Handlungsfähigkeit 

verbessern – übrigens auch zum Nutzen der NATO und der amerikanischen Freunde. Denn ohne 

militärische Stärke wird sich Europa im 21. Jahrhundert nicht behaupten können, auch wenn moder­

ne Sicherheitspolitik weit über das Militärische hinausgeht und zivile Konfliktprävention und politi­

scher Dialog immer wichtiger werden.

In ihrer internationalen Arbeit greift die Konrad-Adenauer-Stiftung diese unterschiedlichen Aspekte 

verantwortlicher Sicherheitspolitik auf. Innerhalb Europas wollen wir dazu beitragen, die GSVP zu 

stärken und die Handlungsfähigkeit der EU und ihrer Mitgliedstaaten zu erhalten. Und im Dialog mit 

unseren Partnern in anderen Teilen der Welt suchen wir nach Wegen, Konflikten vorzubeugen und 

Stabilität zu fördern. 

Diese Ausgabe der KAS International stellt einige dieser Projekte vor. 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre!

Berlin, im März 2013

Dr. Gerhard Wahlers | Stellvertretender Generalsekretär der Konrad-Adenauer-Stiftung

Liebe Leserinnen und Leser,



KAS International 1/2013 |  3

nSchwerpunktthema

Im gesamten Kongo ist die Sicherheit von Person und 

Privateigentum nicht ausreichend geschützt. In vielen 

Gemeinden steht die Polizei den Verbrechen machtlos 

gegenüber oder ist sogar selbst Verursacher. Innerhalb  

der Zivilgesellschaft gibt es eine zunehmende Anzahl  

von Akteuren, die über dieses Problem einen Dialog  

mit Vertretern der Polizei und Regierung anstreben.

Die Konrad-Adenauer-Stiftung fördert diesen Dialog  

und brachte im Rahmen des von der EU kofinanzierten 

Projekts „Dialog und Beteiligung” 40 Vertreter der Zivil­

gesellschaft und Polizei in Kinshasa zusammen. Bei dem 

einwöchigen Seminar ging es um erfolgreiche Methoden 

der Zusammenarbeit auf lokaler Ebene und Ideen, wie 

sich in Zukunft Konflikte vermeiden lassen. Die Empfeh­

lungen der Fachkonferenz wurden im Anschluss einge­

hend in den lokalen Medien diskutiert und erreichten 

somit einen großen Teil der Bevölkerung.

Am 28. und 29. November 

2012 fand in der Akademie  

der KAS das 14. Deutsch-Fran-

zösische Strategieforum statt, 

das die Stiftung in Kooperation 

mit dem Pariser Institut für 

Internationale Beziehungen 

(Ifri) abwechselnd in Berlin 

und Paris veranstaltet. Dieses 

Forum bietet Parlamentariern, 

Regierungsvertretern und Experten aus Deutsch-

land und Frankreich Gelegenheit, über langfristige 

außen- und sicherheitspolitische Herausforderun-

gen zu beraten. Im Rahmen des diesjährigen 

Forums diskutierten die Teilnehmer über Europas 

verteidigungspolitische Handlungsfähigkeit.

Gemeinsam mit dem Royal 

United Services Institute lud 

die KAS zum wiederholten  

Male Politiker, Militärs und 

Fachleute aus Deutschland  

und Großbritannien zu einem 

Fachgespräch am 18. Februar 

nach Berlin ein. Der Workshop 

fokussierte sich vor allem auf 

die Frage der mittelfristigen Streitkräfteplanung 

sowie auf mögliche Synergien mit Blick auf die 

maritimen Fähigkeiten beider Länder. Hochrangige 

Offizielle wie der Planungschef im britischen Ver­

teidigungsministerium, Air Marshall Hillier, und  

der Stellvertreter des deutschen Inspekteurs der 

Marine, Konteradmiral Heinrich Lange, gaben der 

Diskussion die notwendigen Impulse.

Deutsch-Französisches Strategieforum

Deutsch-britischer Sicherheitsdialog 

in Berlin

Air Marshall 
Stephen Hillier 
(li.), Professor 
Malcolm Chalmers 
(RUSI)

Botschafter Wolf-
gang Ischinger, 
ehem. Staats
sekretär im 
Auswärtigen Amt  
und Vorsitzender 
der Münchner 
Sicherheitskon
ferenz in Berlin

Unter dem Titel „Violence, 

Disregard of the Law, Killings – 

Is Our Peace Under Threat?” 

stellte die KAS im Rahmen 

einer öffentlichen Diskussions-

veranstaltung die Frage nach 

den Ursachen der zunehmen-

den Gewalt in Tansania. Über 

350 Teilnehmer diskutierten 

engagiert über mögliche Auswege aus der Gewalt

spirale. Der elfte Maendeleo-Dialog (Kiswahili: 

Maendeleo = Entwicklung) trug damit zur Verstän

digung in einem konfliktgeladenem Umfeld bei.

Konfliktanalyse und Gewaltprävention 

in Tansania 

Sheikh Alhad 
Musa Salum, 
Vorsitzender der 
Vereinigung der 
Koranschullehrer 
JUWAQUTA, 
während der 
Diskussion

Sicherheitskooperation im Westlichen Balkan

Gemeinsam mit dem Atlantic Council of Albania lud 
die KAS Referenten und Teilnehmer aus Albanien, 
Montenegro, Mazedonien, Kosovo, Serbien, Deutsch-
land und den USA ein, um über die Sicherheitslage  
in der Region zu diskutieren. Gegenstand der Debatte 
waren vor allem die Bestrebungen einzelner Politiker 
in Albanien und Kosovo, beide Länder tendenziell  
als Einheit zu betrachten.

+ + + Kurzmeldung + + +

Diskussion zwischen Polizei und Zivilgesellschaft zum Thema Sicherheit

Der Dialog zwischen  
Bürger und Polizei 
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Seit Beginn des Jahres sorgen Macht- und Drohgebärden 

zwischen dem Parlament und der Regierung in Uganda für 

Schlagzeilen: Gerüchte über einen möglichen Militärputsch 

machten die Runde. Neben dem Verteidigungsminister und 

hochrangigen Militärs drohte sogar der Präsident selbst, das 

Parlament notfalls mit Hilfe des Militärs zu „disziplinieren”. 

Die Debatte, die daraufhin im ganzen Land entbrannte, hat 

die KAS gemeinsam mit dem Alumniverband der Makerere-

Universität (MUC) aufgegriffen, um in einer öffentlichen 

Dialogveranstaltung der Frage der Gewaltenteilung und der 

besonderen Rolle der Armee in einer Demokratie grundsätz-

lich nachzugehen und am Beispiel Ugandas zu diskutieren. 

Die Veranstaltung fand am 12. Februar 2013 an der renom-

mierten Makerere-Universität statt und bot mehr als 200 

Vertretern aus Regierung, Parlament, Militär, Medien und 

Wissenschaft sowie der Zivilgesellschaft Gelegenheit, das 

Thema von allen Seiten zu beleuchten. Die größte Aufmerk-

samkeit kam dem früheren Armeechef und derzeitigen 

Oppositionsführer Mugisha Muntu zu. Dieser wies nach-

drücklich auf die ugandische Verfassung hin, die einen 

Regierungswechsel ausschließlich durch freie und faire 

Wahlen vorsieht und die Armee in ihre Schranken weist.

Die Krise im westafrikanischen 

Mali beherrscht derzeit den 

sicherheitspolitischen Diskurs 

der maghrebinischen Nachbar­

staaten. Vor allem Algerien  

und Libyen, aber auch Marokko 

und Tunesien sind besonders 

betroffen. Hat die Krise in Mali 

möglicherweise bereits die Nach­

barländer erreicht? Wie steht es 

um die regionale Stabilität im Maghreb? Welches transnationale 

Potenzial hat der religiöse Extremismus? Welchen Einfluss  

haben die Entwicklungen in der Sahelzone auf die afrikanisch-

arabischen Beziehungen? Diesen und weiteren Fragen sind aus­

gewiesene Regionalexperten, aus den Ländern sowohl nördlich 

als auch südlich der Sahara, auf Einladung der KAS in Tunis und 

des Observatoriums für arabische Religionen und bürgerliche 

Freiheiten (OaRL) im Rahmen einer Konferenz unter dem Titel 

„Die aktuelle Lage südlich der Sahara und die Folgen für die 

Maghrebstaaten” am 15. und 16. Februar 2013 nachgegangen. 

Gewaltenteilung und die  
Rolle des Militärs in UgandaInternationale Experten­

konferenz in Tunis

Oppositionsführer Mugisha Muntu, ehem. 
Chef der Armee und derzeitiger Vorsitzender 
der größten Oppositionspartei Forum for 
Democratic Change (FDC), sprach sich bei  
der Veranstaltung der KAS Uganda u. a. für 
eine Professionalisierung der Armee aus.

Ausgewiesene Experten diskutierten 
die Perspektiven globaler Sicherheit 
in Tunis.

Auf Einladung der KAS diskutierte am 21. Februar in 

Dakar ein Fachpublikum von mehr als 130 Teilnehmern 

über die Krise in Mali und über regionale Lösungsan­

sätze. Der Konferenzsaal der KAS war überfüllt, viele 

mussten vom Garten aus die Debatte verfolgen. Das 

zeigt: Der Gesprächsbedarf war groß, denn die Mali-

Krise wirkt sich zunehmend auch auf Senegal aus. 

Der Historiker und Religionswissenschaftler Bakary 

Sambe leitete die Krise aus geschichtlichen und geo­

strategischen Faktoren her, während die Juraprofessorin 

Fatou Kiné Camara die Geschichte und Verfassung des 

mittelalterlichen Mali-Reiches als Inspirationsquelle  

für Lösungsvorschläge analysierte. Die Debatte wurde 

vom Archivwissenschaftler Mbaye Thiam moderiert. Das 

internationale Publikum setzte sich aus Universitätspro­

fessoren, Politikern, Schriftstellern und Vertretern von 

europäischen und amerikanischen Institutionen zusam­

men, viele Malier waren anwesend. Die Komplexität  

des multidimensionalen Konflikts wurde analysiert und 

in den afrikanischen und internationalen Kontext gestellt, 

um schließlich eine Reihe von Lösungsvorschlägen zu 

präsentieren. So war man sich einig, dass gesellschaft­

liche Ungerechtigkeit, Armut, Arbeitslosigkeit und die 

Bildungsmisere angegangen werden müssen, um extre­

mistischen Bewegungen den Nährboden zu entziehen. 

Handlungsbedarf wurde auf vielen Ebenen gesehen:  

Der Staat ist schwach, die Armee reformbedürftig, der 

afrikanische Zusammenhalt dünn. Im Zentrum jedoch 

steht der einzelne Bürger. Solange sich die Afrikaner über 

Ethnie, Sprache, Kultur und Geographie definieren und es 

an gesellschaftlicher Toleranz mangelt, wird der Kontinent 

anfällig bleiben für Konflikte wie in Mali. 

Mali am Scheideweg

Geschichts
professor Gaide 
kommentiert die 
Mali-Krise.
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Gewaltenteilung und die  
Rolle des Militärs in Uganda

Die kommunistische Vergangenheit Albaniens liegt  

wie eine Hypothek auf dem Land. Zahlreiche Opfer  

der politischen Verfolgungen zwischen 1944 und 1990 

finden zu wenig Gehör, und Initiativen von politischer 

Seite sind zu zaghaft. Aber diese Vergangenheit ist 

auch ein Teil aktueller Tagespolitik. Es geht zum einen 

um das Selbstverständnis der jungen Demokratie in 

Albanien, die seit dem Zusammenbruch des Kommu­

nismus entwickelt wird, zum anderen um Gerechtig­

keit für die Opfer der Verfolgungen, die in vielen Fällen 

aufgrund ihres Schicksals im heutigen Leben mit sozi­

alen Härten konfrontiert sind. Die Konrad-Adenauer-

Stiftung arbeitet intensiv mit albanischen Vertretern 

der Zivilgesellschaft und mit Forschern zusammen,  

um das Thema zu einer breiten gesellschaftlichen 

Der Leiter des KAS-Auslands­

büros Indonesien und Ost-

Timor, Dr. Jan Woischnik,  

ist im Dezember 2012 vom 

Staatspräsidenten Ost-Timors, 

José Maria Vasconcelos, 

empfangen worden. Im Rah­

men dieser Reise konnte der 

Beginn einer systematischen 

Parteienzusammenarbeit der 

KAS mit zwei Mitte-Rechts-

Parteien Ost-Timors verein­

bart werden. 

Staatspräsident José Maria Vasconcelos 

alias Taur Matan Ruak, so der populäre 

Kriegername des früheren Unabhängigkeits­

kämpfers, begrüßte den Auslandsmitarbei­

ter in seinem Amtssitz und dankte für das 

Engagement der KAS, die sich seit zehn 

Jahren für die demokratische Entwicklung 

des noch jungen Landes einsetzt und TV-

Sendungen zu zivilgesellschaftlich relevan­

ten Themen produziert und ausstrahlt.

Der politische Dialog dient dem Meinungsaustausch  

sowie der Friedenssicherung und schafft Voraussetzungen  

für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit. 

Aufarbeitung der kommunistischen  
Vergangenheit 

KAS beim Staats-
präsidenten Ost-Timors 

V.l.: Dr. Thomas Schrapel, Leiter des KAS-Auslandsbüros  
in Albanien, die Moderatorin Luljeta Lleshanaku, Prof. Peter 
Maser, der albanische Bildungsminister Prof. Myrqerem  
Tafaj und die deutsche Botschafterin in Tirana, Carola  
Müller-Holtkemper

Dr. Jan Woischnik 
übergibt dem 
Staatspräsidenten 
Ost-Timors, José 
Maria Vasconcelos 
alias Taur Matan 
Ruak, die Septem-
berausgabe (2012) 
der KAS-Auslands-
informationen, in 
der ein Artikel zu 
den politischen 
Entwicklungen Ost-
Timors im Jahre 
2012 erschienen ist. 

Der Präsident der mexikanischen Part­

nerpartei der KAS, Gustavo Madero, 

stattete dem KAS-Auslandsbüro in 

Mexiko einen Besuch ab. Madero sagte, 

er wolle mit dieser Geste zum Ausdruck 

bringen, dass die PAN sich der Bedeu­

tung der KAS als Partner bewusst und 

dankbar für die erhaltene Unterstützung 

sei. Thema des einstündigen Gesprächs 

waren die Felder künftiger Zusammenarbeit. Die 

Ausbildung und Förderung des politischen Nach­

wuchses und die Unterstützung der kommunalen 

Mandatsträgerebene werden dabei einen Schwer­

punkt bilden. Nach ihrer Niederlage bei den Präsi-

dentschaftswahlen im Juli vergangenen Jahres  

wird es darauf ankommen, die Partei von den Kom­

munen her wieder aufzubauen. Einigkeit bestand 

darin, dass die PAN sich sehr viel stärker als bisher 

der Arbeit mit der Zivilgesellschaft und dem vorpoli­

tischen Raum widmen muss. Das betrifft nicht zuletzt 

die Einbeziehung indigener Minderheiten in die Arbeit 

der PAN. So soll in diesem Jahr erstmals ein speziel­

ler Ausbildungslehrgang für indigene Führungskräfte 

ins Leben gerufen werden.

PAN-Präsident bei der 
KAS in Mexiko

PAN-Präsident 
Gustavo Madero 
(li.) und Dr. Stefan 
Jost, Repräsentant 
der KAS in Mexiko

Diskussion zu führen. So wurden bei einer Konfe­

renz am 17. Dezember 2012 u. a. drei Publikationen 

vorgestellt, die mit Hilfe der KAS erarbeitet wurden.
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Acht Bundestagsabgeordnete aus Ostdeutschland 

reisten Ende Oktober 2012 zu politischen Gesprächen 

nach Ungarn. Im Rahmen des Dialogprogramms 

organisierten die Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) und 

die politische Stiftung von FIDESZ, die Union für ein 

Bürgerliches Ungarn (SZPMA), eine Gesprächsrunde 

mit dem Thema „Deutschland und Ungarn im Dialog”.  

Auf dem Podium vertreten waren Arnold Vaatz MdB, 

stv. Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 

Bundestag, Manfred Grund MdB, Parlamentarischer 

Geschäftsführer der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 

Bundestag, Gergely Gulyás MdNV, stv. Vorsitzender 

der FIDESZ-Fraktion in der Ungarischen National­

versammlung, sowie Andor Nagy MdNV, Vorsitzender 

der Deutsch-Ungarischen Gruppe in der Ungarischen 

Nationalversammlung. Ein wichtiges Ziel der Veran­

staltung war es, die politische Situation in Ungarn  

offen anzusprechen und mögliche Missverständnisse  

im deutsch-ungarischen Verhältnis auszuräumen.  

Die Abgeordneten waren sich in der anschließenden 

regen Diskussion darüber einig, dass die ungarische 

Regierung die Öffentlichkeit über wichtige Vorhaben 

rechtzeitig und umfassend informieren müsse und  

eine verlässlichere Wirtschaftspolitik brauche.

Deutsche und Ungarische Parlamentarier 
im Dialog 

V.l.: Andor Nagy MdNV,  
Arnold Vaatz MdB, Bence 
Ervin Takács (Moderator), 
Gergely Gulyás MdNV, 
Manfred Grund MdB

In Kooperation  

mit der Hongkong 

Baptist University 

veranstaltete das 

KAS-Auslandsbüro  

in Peking eine Kon­

ferenz zu den innen- 

und außenpolitischen 

Implikationen des  

18. Parteitages. Die 

Veranstaltung schuf 

Raum für eine kritische und pluralistische Beleuch­

tung der Programmatik der 5. Führungsgeneration. 

Eingehend diskutierten chinesische und internationale 

Experten über innerparteiliche Zerrüttungen, die 

Affäre um Bo Xilai und mögliche Konsequenzen für  

die Legitimation der Kommunistischen Partei Chinas. 

Der zukünftige außen- und sicherheitspolitische Kurs 

der neuen Regierungsführung war ebenfalls ein The­

menschwerpunkt der Debatte. Laut Dr. Kuo-hsiang 

Sun, Dozent am Institute of Asia-Pacific Studies, 

Nanhua University in Taiwan, werde die Volksrepublik 

ihre regionale Vormachtstellung auch weiterhin aus­

bauen. Außenpolitische Entscheidungen seien derweil 

beeinflusst vom Wunsch nach territorialer Souverä

nität, Ressourcensicherung und der Bewahrung des 

chinesischen Nationalismus.

Das Kuba-Forum der 

KAS am 28. Januar 

2013 bot eine partei-

übergeifende Plattform 

zum Dialog über die 

Zukunft Kubas. Deswe-

gen war es ein beson-

derer Erfolg, dass außer 

Diaspora-Kubanern aus 

den USA, Lateinamerika 

und Europa via Skype acht kubanische Dissidenten  

live zugeschaltet werden konnten. Unter ihnen der 

Sacharow-Preisträger Guillermo Fariñas und Ofelia 

Acevedo, die Frau des vor einigen Monaten umge-

kommenen Oswaldo Paya. Die Konferenz befasste 

sich mit der Zivilgesellschaft Kubas, den neuen Tech-

nologien und Sozialen Netzwerken, Kubas Position in 

der internationalen Politik, der Rolle der katholischen 

Kirche und den neuen Freiräumen in Kuba. Wie ein 

roter Faden war durch alle Panels ein Kernanliegen  

zu erkennen: die Herausbildung und Stärkung der 

Zivilgesellschaft. Die Kubaner selbst müssen den 

Wandel zu ihrer Sache machen, er kann nicht nur 

„von außen” bewirkt werden.

Die Panels werden in einen einstündigen Filmbeitrag 

gefasst, der im Netz zu sehen sein wird. Begleitend  

zur Tagung wird ein e-book erscheinen.

Konferenz zum Chinesischen 
Regierungswechsel 

Kuba-Forum in Mexiko-Stadt

Prof. Jean-
Pierre Cabes-
tan (Bildmitte), 
Hong Kong 
Baptist 
University 

Dr. Stefan Jost, Leiter des  
KAS-Auslandsbüros in Mexiko
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Der türkische Premierminister Recep  
Tayyip Erdoğan empfängt den Vorsitzenden 
der Konrad-Adenauer-Stiftung,  
Dr. Hans-Gert Pöttering MdEP, in Ankara.

Im Oktober 2012 hat der Vorsitzende der Konrad-

Adenauer-Stiftung, Dr. Hans-Gert Pöttering MdEP,  

die Türkei besucht. Im Mittelpunkt des Besuchspro­

gramms standen politische Gespräche in Ankara, wo  

er von Premierminister Recep Tayyip Erdoğan empfan­

gen wurde. In diesem Gespräch stellte Pöttering die 

Arbeitsweise der deutschen politischen Stiftungen 

sowie insbesondere die Arbeit der KAS in der Türkei 

vor. Es schlossen sich Treffen mit dem Parlaments-

präsidenten Cemil Çiçek in der Großen Türkischen 

Nationalversammlung sowie dem Minister für EU-

Angelegenheiten, Egemen Bağış, an. Dabei ging es 

hauptsächlich um den Stand der Beitrittsverhandlun­

gen, die als Chance gesehen werden, die Werte zu 

verankern, die sowohl von der Europäischen Union  

als auch von der Türkei geteilt werden. Im Zuge sei­

nes Aufenthalts erhielt Pöttering zudem in Istanbul 

den Ehrendoktortitel der Bahçeşehir-Universität und 

traf Patriarch Bartholomäus I. 

Auf Einladung Pötterings hielt Bağış am 31. Oktober  

2012 eine Rede in der Berliner Akademie der KAS und 

warb darin für die EU-Vollmitgliedschaft seines Landes. 

Am 6. März 2013 sprach der stv. Ministerpräsident der 

Türkei, Bülent Arınç, in der Konrad-Adenauer-Stiftung  

in Berlin. Er ging dabei auf die aktuelle wirtschaftliche 

und politische Krise in Europa ein und betonte, Europa 

sei bisher aus jeder Krise gestärkt hervorgegangen.

Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der CDU/

CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Andreas Schockenhoff 

MdB, und Johannes Selle MdB, Mitglied des Ausschus­

ses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­

lung, reisten vom 17. bis 20. Dezember 2012 auf 

Einladung der KAS nach Algerien und Tunesien, um 

sich über die sicherheitspolitische Lage in der Region, 

die politischen Reformprozesse und den Stand der 

tunesischen Verfassungsschreibung zu informieren. 

Nach Gesprächen mit dem algerischen Außenminister 

und dem Präsidenten der Nationalversammlung 

trafen die Abgeordneten in Tunesien Regierungschef 

Hamadi Jebali, Außenminister Rafik Abdessalam,  

den Präsidenten der Nationalen Verfassunggebenden 

Versammlung (ANC), Mustapha Ben Jafaar, und den 

Minister für Gute Regierungsführung, Abderrahmane 

Ladgham. Auch der ehemalige Premierminister Beji 

Caid Essebsi empfing die Parlamentarier. 

Schockenhoff forderte die politischen Verantwort­

lichen in Tunesien auf, eine Verfassung zu erarbeiten, 

der ein breiter gesellschaftlicher Konsens zugrunde 

liegt. 

Politischer Dialog mit der Türkei 
intensiviert

Deutsche Abgeordnete in Tunesien  
und Algerien 

Der stv. türkische 
Ministerpräsident 
Bülent Arınç wäh-
rend seiner Rede 
am 6. März 2013  
in der Akademie der 
Konrad-Adenauer-
Stiftung in Berlin

Als Zeichen der 
deutsch-algeri-
schen Verbunden-
heit überreichte 
der Präsident der 
algerischen Natio-
nalversammlung, 
Mohamed Larbi 
Ould Khelifa 
(2.v.r.), den 
deutschen Gästen 
ein Geschenk. 

> Fortsetzung der Rubrik „Politischer Dialog” auf Seite 22
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Mitte Dezember 2012 lud die KAS wirtschaftspoliti­

sche Multiplikatoren – darunter Journalisten, Minis­

terialbeamte, Wissenschaftler, Abgeordnete und 

deren Mitarbeiter – ein, in einem dreitägigen Work­

shop in Berlin und Athen die Herausforderungen des 

Erneuerungsprozesses in Griechenland zu beleuch­

ten. Ziel der Veranstaltung war es, ein besseres 

Verständnis des politischen Systems des Landes,  

der ökonomischen Schwierigkeiten und der kultu­

rellen Grundlagen Griechenlands zu erhalten. 

Der Delegation zeigte sich bei zahlreichen politischen 

Gesprächen in beiden Ländern ein ambivalentes Bild. 

Zum einen sind die Konsolidierungsanstrengungen  

in Griechenland beachtlich. Diese strapazieren 

allerdings die Menschen des Landes in mehrfacher 

Hinsicht und werden zur Belastungsprobe für das 

griechische Parteiensystem. Zum anderen sind 

wachstumsfördernde Strukturreformen bislang nur 

unzureichend umgesetzt. Außerdem würden erste 

Reformerfolge wie z. B. die Durchsetzung der Rente 

mit 67 im Ausland bislang kaum zur Kenntnis 

genommen, hieß es. Das Gespräch mit griechischen 

Intellektuellen und Journalisten machte deutlich, wie tief 

die Entfremdung zwischen Staat, politischen Eliten und 

Bürgern in Griechenland sei. „Das Thema Griechenland 

wird uns noch einige Jahre erhalten bleiben”, bilanzierte 

ein Teilnehmer des Workshops beim Rückflug aus Athen.

Gespräche zur Wirtschaftsentwicklung 
in Athen

Die Teilnehmer der Delegationsreise trafen in Athen mit hochrangigen 
Gesprächspartnern, wie dem stv. Minister für Entwicklung, Notis Mitarachi, 
zusammen. Er wies auf immense Konsolidierungserfolge hin und forderte 
„mehr Geduld”. 

Der griechische Ministerpräsident Antonis Samaras 

sowie der Vorsitzende der Konrad-Adenauer-Stiftung 

und frühere Präsident des Europäischen Parlaments 

Dr. Hans-Gert Pöttering MdEP eröffneten am  

19. Dezember 2012 mit einem Festakt im Akropolis-

Museum das neue Büro der Konrad-Adenauer-Stif­

tung in Athen. Unter den über 300 Gästen waren 

mehr als 60 Abgeordnete aus dem griechischen 

sowie aus dem Europäischen Parlament anwesend. 

Seit Mai 2012 wurde das Auslandsbüro Athen auf­

gebaut, und es wurden bereits zahlreiche Projekte 

mit griechischen Partnern auf den Weg gebracht – 

zur deutsch-griechischen Verständigung sowie einem 

intensivierten politischen Dialog mit allen europäi­

schen Partnerstaaten. 

Vor Unternehmervertretern aus Nordgriechenland  

hielt der Leiter der Task Force für Griechenland,  

Horst Reichenbach (s. Foto), Anfang Februar 2013 

einen Vortrag zur Beratungstätigkeit der Task Force  

sowie über seine Erfahrungen mit dem Reformprozess 

in Griechenland. Die knapp 

350 Gäste nutzten in der 

anschließenden Diskussion 

intensiv die Gelegenheit für 

Fragen – die auch manches 

Vorurteil und Klischee über 

das Engagement des deut­

schen EU-Beamten in Grie­

chenland aus dem Weg 

räumen konnten.

Eröffnung des 
Auslandsbüros der KAS 
in Griechenland

Leiter der Task Force  
zu Gast in Thessaloniki

Der griechische Ministerpräsident Antonis 
Samaras und der Vorsitzende der Konrad-
Adenauer-Stiftung, Dr. Hans-Gert Pöttering 
MdEP, trafen anlässlich der Eröffnung des 
neuen Auslandsbüros in Athen zusammen. 
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Unter dem Titel „Europäische Perspektive für die 

Ukraine 2013” führte die KAS am 8. Februar 2013 

ein Rundtischgespräch an der Staatlichen Univer­

sität von Charkiw durch. Politiker und Experten 

diskutierten mit über 100 Teilnehmern über die 

mögliche Unterzeichnung des Assoziierungsabkom­

mens zwischen der EU und der Ukraine sowie über 

die Prioritäten für den derzeitigen Vorsitz des 

Landes in der OSZE. 

Während der Diskussion war die Idee einer Zolluni­

on mit Russland, Belarus und Kasachstan – 30 km 

von der Grenze zur Russischen Föderation – auf der 

emotionalen Ebene sehr präsent. Im Verlauf der 

Beiträge, welche die Notwendigkeit des Assoziie­

rungsabkommens mit der EU für demokratische, 

rechtsstaatliche und wirtschaftliche Reformen in der 

Ukraine sowie die große Bedeutung des Freihandels­

abkommens (DCFTA) betonten, wurden seine Vorteile 

sehr deutlich, so dass sich auch die Diskussion hin zu 

mehr Pragmatismus entwickelte. 

Die Europäische Perspektive  
für die Ukraine 2013
Kommt das Assoziierungsabkommen? 

Rechtes Foto v.l.:  
Wil Bakirow, Rek-
tor der Nationalen 
Karasin-Universität 
Charkiw; Borys 
Tarasjuk, Mitglied 
des Ausschusses 
für Fragen der 
europäischen 
Integration des 
ukrainischen Par
laments; Gabriele 
Baumann, Leiterin 
des KAS-Auslands-
büros in der 
Ukraine; Oleksandr 
Suschko, Wissen
schaftlicher Direk-
tor des Instituts 
für Euro-Atlanti-
sche Zusammen
arbeit; Veronika 
Mowtschan, 
Direktorin für die 
wissenschaftliche 
Arbeit des Instituts 
für wirtschaftliche 
Studien und politi-
sche Beratungen 

Am 29. und 30. November 2012 veranstalteten die 

KAS und das Jean Monnet Center of Excellence der 

Universität Pavia/Italien einen Erfahrungsaustausch 

über die Frage, ob die Soziale Marktwirtschaft als 

gemeinsames Wirtschafts- und Sozialmodell in Europa 

dienen kann. Sowohl die Folgen der Finanz- und 

Wirtschaftskrise als auch der Bezug zur Zukunft der 

gemeinsamen Währung waren der aktuelle Anlass  

zu dieser grundlegenden Debatte.

Experten aus Deutschland, Italien, Frankreich und 

Spanien sowie aus Brüssel diskutierten an zwei Tagen 

historische und ideengeschichtliche Grundlagen, die 

verschiedenen Unternehmerbilder, Erfahrungen mit 

Sozialstaatsreformen in Deutschland und die derzeiti­

ge Wahrnehmung des deutschen Modells angesichts 

von Strukturreformen und Sparmaßnahmen in den 

Krisenländern.

Die Suche nach einem europäischen 
Wirtschaftsmodell

Die Konferenzteilnehmer, darunter der ehem. Präsident des 
Europäischen Parlaments (1997 – 1999), José María Gil-Robles 
(Bildmitte), trafen sich in Cadenabbia. Sie diskutierten über 
ein europäisches Wirtschaftsmodell, das in der Lage ist, 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, soziale Sicherheit zu gewähr-
leisten und Wohlstand zu fördern. 
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rangigen Vertretern aus 

Politik und Diplomatie 

unter dem Motto „Wachs­

tum stärken – KMU för­

dern” über die Bedeutung 

des Mittelstandes für die Wirtschaft Tunesiens zu 

diskutieren. „Der Traum der tunesischen Jugend 

müsse in etwas Konkretes verwandelt werden”, so 

Tajani in seiner Rede. Eine Wachstumspolitik sei eine 

gute Lösung, um gegen die aktuelle Krise anzuge­

hen. Näher beleuchtet wurde auch das Investitions­

klima in Tunesien. 

Es wurde vielfach darüber gestritten, ob die Finanz­

krise, die 2008 die Welt erschütterte, vorhersehbar 

war oder nicht. Von den Folgen waren die meisten 

Länder betroffen: Finanzmärkte gerieten ins Wanken, 

Schuldzuweisungen wurden laut, Länderbeziehungen 

wurden strapaziert. Vor diesem Hintergrund traf sich 

im Winter 2008 erstmalig in der Geschichte die G20, 

die Gruppe der 20 wichtigsten Industrie- und Schwel­

lenländer. In den zahlreichen Verhandlungen, die  

von der Ländergruppe seither geführt wurden, zeigte  

sich stets, dass verschiedene Interessen aufeinander­

treffen. Dies ist wenig verwunderlich, da jedes Land 

unterschiedlich stark von der Krise betroffen war und 

in Anbetracht der eigenen sozialen, wirtschaftlichen 

und politischen Situation reagieren musste. 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat zusammen mit den 

Experten José Siaba Serrate, Mitglied des Consejo 

Argentino para las Relaciones Internacionales (CARI), 

und Alfredo Gutiérrez Girault, Direktor der Wirt­

schafts- und Finanzstudiengänge der Universidad 

Argentina de la Empresa (UADE), eine Studie ausge­

arbeitet, in der die Agenda der G20 in den letzten  

Begleitet von einer rund 40-köpfigen Unternehmer

delegation reiste der Vize-Präsident der Europäischen 

Kommission und Kommissar für Industrie und Unter­

nehmer, Antonio Tajani, am 28. November 2012 in 

einer „Mission für Wachstum” nach Tunis. Neben zahl­

reichen Gesprächen mit tunesischen Regierungsver­

tretern folgte der Kommissar auch der Einladung der 

Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) in Tunis, um im Rah­

men einer abendlichen Vortragsveranstaltung gemein­

sam mit zahlreichen Jungunternehmern und Mitglie­

dern des Centre des Jeunes Dirigeants d’Entreprise 

(CJD), der tunesischen AIESEC-Jugend sowie hoch­

fünf Jahren bilanziert wird. Darin wird speziell die 

Rolle Argentiniens in den internationalen Geflechten 

deutlich und auch die Änderungen, die das Land 

vorantreiben könnte. „Argentinien muss seine Aktionen 

mit anderen aufstrebenden Ländern, vor allem in 

Lateinamerika, koordinieren”, sagte Girault während 

seiner Präsentation. Dafür sei die G20 hervorragend 

geeignet. „Es ist eine unvergleichliche Möglichkeit, 

sich mit anderen Ländern an einen Tisch zu setzen.” 

Dennoch dürfe man keine Wunder erwarten. Dem 

stimmte auch Serrate zu. „Die G20 ist ein internatio­

nales Forum – nicht mehr und nicht weniger.” Man 

dürfe sich nicht auf Ergebnisse verlassen, nur weil  

der politische Wille zur Übereinkunft bestehe. 

Die Studie bereitet die Grundlage, um zukünftige 

Entwicklungen sowohl in der Europäischen Union  

als auch in der Beziehung zwischen Argentinien und 

Deutschland zu diskutieren. In seinen Eingangsworten 

beschrieb der Präsident des CARI, Adalberto Rodríguez 

Giavarini, die Lage sehr passend: „Entwicklung findet 

nur dort statt, wo zusammengearbeitet wird.”

Wachstum stärken – KMU fördern

Antonio Tajani ermutigt tunesische Jungunternehmer

Argentinien und die G20 nach der Finanzkrise: Eine Bilanz

„Entwicklung findet nur dort statt,  
wo zusammengearbeitet wird.”

V.l.: José Siaba 
Serrate, Wirt-
schaftler und Mit-
glied des CARI; Dr. 
Kristin Wesemann, 
Leiterin des KAS-
Auslandsbüros in 
Argentinien; Dr. 
Adalberto Rodrí
guez Giavarini, 
Präsident des  
CARI und ehemali-
ger Außenminister 
Argentiniens; Dr. 
Alfredo Gutiérrez, 
Universidad Argen-
tina de la Empresa 
(UADE) 

Antonio Tajani 
spricht zu den 
tunesischen Jung-
unternehmern 
sowie den Gästen 
aus Politik und 
Diplomatie.
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V.l.: Dr. Jan 
Woischnik, Leiter 
des KAS-Auslands-
büros in Indone
sien und Ost-
Timor; Dr. Anies 
Baswedan, Rektor 
Paramadina Uni-
versität und Prof. 
Marcus Marktanner 
bei der Eröffnung 
des Graduierten-
kollegs zur Sozia-
len Marktwirtschaft  
in Bandung im 
November 2012

Aus aller Welt kamen Ende November 2012 Wirt­

schaftswissenschaftler und Theologen nach Brüssel, 

um über die normativen Wurzeln der Sozialen Markt­

wirtschaft zu diskutieren. Bei der Tagung, die in 

Kooperation mit Ordo Socialis und der Katholischen 

Sozialwissenschaftlichen Zentralstelle veranstaltet 

wurde, ging es darum, in welcher Weise sich die ethi­

schen Prinzipien der Katholischen Soziallehre auf das 

Wirtschaftsleben anwenden und sich in verschiedene 

kulturelle Kontexte übertragen lassen. 

Ziel des interdisziplinären Dialogs war es, die Positio­

nen der Vertreter aus Industrie- und Schwellenländern 

zusammenzuführen und gemeinsam nach Ansatzpunk­

ten für einen globalen Ordnungsrahmen zu suchen. 

Die verschiedenen Länderberichte zeigten, dass die 

Verwirklichung ethischer Maxime abhängig von persön­

licher Tugend und einer staatlichen Rechtsordnung 

sind. Insbesondere auf globaler Ebene mangele es an 

verbindlichen Übereinkünften, die den freien Handel, 

den fairen Wettbewerb, den schonenden Umgang mit 

natürlichen Ressourcen und „dienende” Finanzmärkte 

im Sinne einer Sozialen Marktwirtschaft garantieren. 

Um die fortschreitende Globalisierung menschenwürdig 

zu gestalten, bedürfe es auf diesen Themenfeldern 

rasch politischer Antworten. Letztlich auch um dem 

Gerechtigkeitsempfinden der Menschen zu entspre­

chen, die im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise an 

der Effizienz marktwirtschaftlicher Strukturen zweifeln. 

Ende November 2012 fanden erneut zwei einwöchige 

Trainings für insgesamt 40 ausgewählte westindone­

sische Wissenschaftler und Journalisten statt. Unter 

professioneller Anleitung von Professor Marcus 

Marktanner von der Kennesaw State University (USA) 

haben die Teilnehmer die Entstehungsgeschichte 

sowie Charakteristika der Sozialen Marktwirtschaft 

kennengelernt. Einigkeit bestand abschließend darin, 

dass dieses Wirtschafts- und Sozialmodell bei der 

Bewältigung aktueller gesellschaftlicher und wirt­

schaftspolitischer Herausforderungen in Indonesien 

behilflich sein kann, sofern landesspezifische Eigen

heiten berücksichtigt würden.  

Indonesiens Wirtschaft wächst jährlich um sechs 

Prozent, die kauffreudige Mittelschicht wird stetig 

größer und auch ausländische Direktinvestoren finden 

zunehmend Interesse am Inselarchipel. Mit der wirt­

schaftlichen Erfolgsgeschichte wachsen allerdings auch 

die sozioökonomischen Herausforderungen. Bereits 

seit 2009 stellt die KAS daher mit der Sozialen Markt­

wirtschaft in Postgraduiertenkursen ein nachhaltiges, 

sozial-gerechtes und wohlstandsorientiertes Wirt­

schafts- und Sozialmodell vor. 

In Zusammenarbeit mit der renommierten Universität 

Paramadina konnten bislang mehr als 170 Professoren 

und Dozenten wirtschaftswissenschaftlicher Fakultäten 

sowie Wirtschaftsjournalisten aus ganz Indonesien an 

den einwöchigen Veranstaltungen teilnehmen. Kom­

plementär dazu wurde im Juni 2012 ein zehntägiges 

Inlandsprogramm mit Besuchsterminen in Stuttgart, 

München und Berlin für fünf ausgewählte Teilnehmer 

durchgeführt. 

Konferenz: Wirtschaftsordnung und soziale Gerechtigkeit 

„Nicht nur Nachbarn im globalen Dorf,  
sondern Geschwister”

Wirtschaftswunderland Indonesien

Chancen für die Soziale 
Marktwirtschaft

Wirtschafts
wissenschaftler 
und Theologen  
aus Asien, Afrika 
und Lateinamerika  
trafen im KAS-
Europabüro Brüs-
sel zusammen,  
um gemeinsam 
Lösungen für eine 
stabile Weltwirt-
schaftsordnung  
zu erarbeiten, die 
sich an ethischen 
Prinzipien der Ka-
tholischen Sozial-
lehre orientieren.
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Ausgewählte Veranstaltungen 

(Die Zahlen im Quadrat  bezeichnen das verantwortliche Auslandsbüro, D  eine Veranstaltung in Deutschland)
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AUSLANDS- UND VERBINDUNGSBÜROS DER KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG | LATEINAMERIKA    1  Mexiko, Mexiko-Stadt   2  Guatemala, Guatemala-Stadt   3  Honduras, Tegucigalpa   4  Costa Rica, San José   5  Venezuela, Caracas   6  Kolumbien, Bogotá (Auslandsbüro und regionales 
Rechtsstaatsprogramm Lateinamerika)   7  Ecuador, Quito   8  Peru, Lima   9  Bolivien, La Paz (Auslandsbüro und Regionalprogramm Politische Partizipation Indigener in Lateinamerika)   10 Chile, Santiago de Chile   11 Brasilien, Rio de Janeiro (Auslandsbüro und Regionalprogramm Soziale Ordnungspolitik Lateinamerika)   
12 Uruguay, Montevideo (Auslandsbüro und Regionalprogramm Parteienförderung und Demokratie)   13 Argentinien, Buenos Aires (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien) | EUROPA UND NORDAMERIKA    14 USA, Washington   15 Großbritannien, London   16 Belgien, Brüssel (Europabüro)   17 Frankreich, 
Paris   18 Spanien, Madrid   19 Italien, Rom   20 Estland, Tallinn   21 Lettland, Riga   22 Litauen, Vilnius   23 Weißrussland, Bürositz: Vilnius   24 Polen, Warschau   25 Tschechische Republik, Prag   26 Slowakische Republik, Bratislava   27 Ungarn, Budapest   28 29 Russische Föderation, Moskau und Sankt Petersburg   
30 Ukraine, Kiew   31 Rumänien, Bukarest (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm Südosteuropa)   32 Republik Moldau, Chişinău   33 Bulgarien, Sofia (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien)   34 Kroatien, Zagreb   35 Bosnien und Herzegowina, Sarajevo   36 Serbien, Belgrad   37 Montenegro, Podgorica   
38 Kosovo, Pristina   39 Republik Mazedonien, Skopje   40 Albanien, Tirana  41 Griechenland, Athen   42 Armenien, Eriwan   43 Aserbaidschan, Baku   44 Georgien, Tiflis (Auslandsbüro und Regionalprogramm Südlicher Kaukasus) | SUBSAHARA-AFRIKA    45 Senegal, Dakar   46 Ghana, Accra   47 Benin, Cotonou 
(Regionalprogramm Politischer Dialog Westafrika)   48 Nigeria, Abuja   49 DR Kongo, Kinshasa   50 Uganda, Kampala   51 Tansania, Dar es Salaam   52 Kenia, Nairobi (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm Subsahara-Afrika)   53 Mosambik, Maputo   54 Malawi, Lilongwe   55 Simbabwe, Harare   56 Republik 
Südafrika, Johannesburg (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien)   57 Namibia, Windhuk | NORDAFRIKA/NAHOST    58 Marokko, Rabat   59 Tunesien, Tunis   60 Ägypten, Kairo   61 Israel, Jerusalem   62 Palästinensische Gebiete, Ramallah   63 Libanon, Beirut (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaats
programm Naher Osten/Nordafrika)   64 Jordanien, Amman   65 Türkei, Ankara | ASIEN UND PAZIFIK    66 Kasachstan, Astana   67 Usbekistan, Taschkent (Auslandsbüro und Regionalprogramm Zentralasien)   68 Afghanistan, Kabul   69 Pakistan, Islamabad   70 Indien, Neu Delhi (Auslandsbüro und Regionalprojekt 
SAARC)   71 Bangladesch, Dhaka   72 73 VR China, Peking und Shanghai   74 Mongolei, Ulan Bator   75 Republik Korea, Seoul   76 Philippinen, Manila   77 Vietnam, Hanoi   78 Thailand, Bangkok   79 Kambodscha, Phnom Penh   80 Malaysia, Kuala Lumpur   81 Singapur (3 Regionalprogramme: Politik, Medien und Rechts-
staat)   82 Indonesien/Ost-Timor, Jakarta   83 Japan, Tokio (Auslandsbüro und Regionalprogramm Soziale Ordnungspolitik Asien)

Lateinamerika

4  Ausbildung jugendlicher 
Wahlbeobachter	
mit dem Partner Iustitia et Pax
Panama,
Februar – November 2013 
4  Assoziierungsabkommen 
Zentralamerika – Europäische 
Union: Handel und Umwelt
gemeinsam mit ICAES 
Online-Kurs  
San José, April – Juni 2013
2  Herausforderungen für  
das Justizwesen in Guatemala
in Kooperation mit dem 
Verfassungsgericht Guatemala
Quetzaltenango/Guatemala,
6. April 2013
13 4. Akademie für politische 
Kommunikation
in Kooperation mit INCEP 
Seminar für Kommunikations­
beauftragte von Parteien  
Guatemala-Stadt, 
15. – 19. April 2013
6  Verfassungsreformen  
in Honduras 
Seminar
Tegucigalpa, San Pedro Sula 
22. – 24. April 2013 
6  Nachhaltiges Wirtschaften: 
Der sozial- und umweltver­
trägliche Abbau von Boden­
schätzen und Ausbau der 
Infrastruktur
Seminar
Foz do Iguaçu, Brasilien  
Juni 2013 

Europa und 

NOrdamerika

30 Schule europäischer Politik 
Seminar in Kooperation mit  
der Jugendorganisation Junge 
Volksruch
Kiew, 5. – 7. April 2013 
34 Kroatien und die EU 
Konferenz in Kooperation mit CES 
Dubrovnik, 11. April 2013 
19 Die europäischen Nachbarn 
kennen: Die 1980er Jahre  
in Deutschland und Italien 
Vorlesungsreihe 
Rom, 16. April und 7. Mai 2013
D  Deutsch-Syrischer 
Kulturdialog
Lesung und Diskussion mit 
Fawwaz Haddad, Heinrich Kreft, 
Carsten Wieland
Berlin, 23. April 2013
30 Ethik des Journalismus 
Veranstaltung in Kooperation  
mit der Akademie der 
ukrainischen Presse
Lwiw, 24. – 25. April 2013 
18 European Roundtable 
2013: Rebuilding Europe 
Konferenz 
Granada, 28. – 30. April 2013 
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AUSLANDS- UND VERBINDUNGSBÜROS DER KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG | LATEINAMERIKA    1  Mexiko, Mexiko-Stadt   2  Guatemala, Guatemala-Stadt   3  Honduras, Tegucigalpa   4  Costa Rica, San José   5  Venezuela, Caracas   6  Kolumbien, Bogotá (Auslandsbüro und regionales 
Rechtsstaatsprogramm Lateinamerika)   7  Ecuador, Quito   8  Peru, Lima   9  Bolivien, La Paz (Auslandsbüro und Regionalprogramm Politische Partizipation Indigener in Lateinamerika)   10 Chile, Santiago de Chile   11 Brasilien, Rio de Janeiro (Auslandsbüro und Regionalprogramm Soziale Ordnungspolitik Lateinamerika)   
12 Uruguay, Montevideo (Auslandsbüro und Regionalprogramm Parteienförderung und Demokratie)   13 Argentinien, Buenos Aires (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien) | EUROPA UND NORDAMERIKA    14 USA, Washington   15 Großbritannien, London   16 Belgien, Brüssel (Europabüro)   17 Frankreich, 
Paris   18 Spanien, Madrid   19 Italien, Rom   20 Estland, Tallinn   21 Lettland, Riga   22 Litauen, Vilnius   23 Weißrussland, Bürositz: Vilnius   24 Polen, Warschau   25 Tschechische Republik, Prag   26 Slowakische Republik, Bratislava   27 Ungarn, Budapest   28 29 Russische Föderation, Moskau und Sankt Petersburg   
30 Ukraine, Kiew   31 Rumänien, Bukarest (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm Südosteuropa)   32 Republik Moldau, Chişinău   33 Bulgarien, Sofia (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien)   34 Kroatien, Zagreb   35 Bosnien und Herzegowina, Sarajevo   36 Serbien, Belgrad   37 Montenegro, Podgorica   
38 Kosovo, Pristina   39 Republik Mazedonien, Skopje   40 Albanien, Tirana  41 Griechenland, Athen   42 Armenien, Eriwan   43 Aserbaidschan, Baku   44 Georgien, Tiflis (Auslandsbüro und Regionalprogramm Südlicher Kaukasus) | SUBSAHARA-AFRIKA    45 Senegal, Dakar   46 Ghana, Accra   47 Benin, Cotonou 
(Regionalprogramm Politischer Dialog Westafrika)   48 Nigeria, Abuja   49 DR Kongo, Kinshasa   50 Uganda, Kampala   51 Tansania, Dar es Salaam   52 Kenia, Nairobi (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaatsprogramm Subsahara-Afrika)   53 Mosambik, Maputo   54 Malawi, Lilongwe   55 Simbabwe, Harare   56 Republik 
Südafrika, Johannesburg (Auslandsbüro und Regionalprogramm Medien)   57 Namibia, Windhuk | NORDAFRIKA/NAHOST    58 Marokko, Rabat   59 Tunesien, Tunis   60 Ägypten, Kairo   61 Israel, Jerusalem   62 Palästinensische Gebiete, Ramallah   63 Libanon, Beirut (Auslandsbüro und regionales Rechtsstaats
programm Naher Osten/Nordafrika)   64 Jordanien, Amman   65 Türkei, Ankara | ASIEN UND PAZIFIK    66 Kasachstan, Astana   67 Usbekistan, Taschkent (Auslandsbüro und Regionalprogramm Zentralasien)   68 Afghanistan, Kabul   69 Pakistan, Islamabad   70 Indien, Neu Delhi (Auslandsbüro und Regionalprojekt 
SAARC)   71 Bangladesch, Dhaka   72 73 VR China, Peking und Shanghai   74 Mongolei, Ulan Bator   75 Republik Korea, Seoul   76 Philippinen, Manila   77 Vietnam, Hanoi   78 Thailand, Bangkok   79 Kambodscha, Phnom Penh   80 Malaysia, Kuala Lumpur   81 Singapur (3 Regionalprogramme: Politik, Medien und Rechts-
staat)   82 Indonesien/Ost-Timor, Jakarta   83 Japan, Tokio (Auslandsbüro und Regionalprogramm Soziale Ordnungspolitik Asien)

Afrika und Nahost

56 3. KAS E-lection Bridge 
Africa: Werte im Wahlkampf
Regionalkonferenz
Windhuk, 2. – 5. April 2013
50 Führungskraft Jugend: 
Anliegen und Prioritäten  
der Jugend in Uganda
Konferenz
Kampala, 4. – 6. April 2013
49 Die Lage der Menschen­
rechte im kongolesischen 
Militär 
Fortbildungsseminare für 
Ausbildungsoffiziere
Mbandaka, 9. – 10. April 2013
65 Deutsch-Türkischer 
Sicherheitspolitischer Dialog
Konferenz
Ankara, 29. – 30. April 2013
59 Fachsymposium zu sicher­
heitspolitischen Fragen im 
südlichen Mittelmeerraum
Symposium 
Tunis, 3. – 4. Mai 2013 

52 Panafrikanische Menschen­
rechtskonferenz des RSP 
Subsahara-Afrika der KAS
Konferenz 
Durban, 4. – 7. Juni 2013
58 Religion und Frauenrechte 
im südlichen Mittelmeer nach 
den arabischen Umbrüchen 
Konferenz
Fez, 21. – 23. Juni 2013 

Asien und Pazifik

70 Die Stärkung der Umwelt­
politik im Kontext von 
nachhaltiger Entwicklung 
Seminar in Zusammenarbeit  
mit The Energy and Resources 
Institute (TERI)
Goa, 5./6. April 2013
72 Finanz- und gesellschafts­
politische Brennpunkte in 
Zeiten wirtschaftlicher 
Instabilität
Konferenz
Hongkong, 9. April 2013
73 Sicherheitspolitische 
Zusammenarbeit zwischen  
Nordost-Asien und Europa: 
Aktuelle Fragen und 
Perspektiven
Internationale Konferenz
Seoul 11. April 2013
72 Transparenzfragen  
für chinesische Nicht­
regierungsorganisationen
Seminar in Zusammenarbeit  
mit der One Foundation
Shenzhen, 16. Mai 2013 
73 1. Shanghaier Bildungs­
forum: Die Zukunft des 
chinesischen Bildungssystems 
Shanghai, 1. Juni 2013

www.kas.de
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Im Rahmen der V. Kolumbianisch-Venezolanischen 

Tagung zum Verfassungsrecht, die das Rechts­

staatsprogramm Lateinamerika und das Länder­

projekt Venezuela mit der Katholischen Universität 

Andrés Bello durchführten, wurden aktuelle Ent­

wicklungen des venezolanischen Verfassungslebens 

kritisch beleuchtet. Gemeinsam mit den kolum­

bianischen Gästen von der Universität Externado 

debattierten die Gastgeber über die verfassungs­

rechtlichen und rechtspolitischen Implikationen  

des venezolanischen Sonderwegs, etwa die 

Anfechtungen einer unabhängigen 

Verfassungsgerichtsbarkeit, die 

Behauptung individueller Freiheits­

rechte bei der Verwirklichung 

sozialpolitischer Ziele und die Kon­

sequenzen der Aufkündigung der 

Amerikanischen Menschenrechts­

konvention durch Venezuela.

Der Vorsitzende der Konrad-Adenauer-Stiftung und 

frühere Präsident des Europäischen Parlaments, Dr. 

Hans-Gert Pöttering MdEP, hat das Regionale Rechts­

staatsprogramm Naher Osten/Nordafrika und das Aus­

landsbüro Libanon der KAS in Beirut feierlich eröffnet. 

Während des Forums „Eine rechtsstaatliche Ordnung 

als Voraussetzung für Demokratie und Entwicklung  

im Nahen Osten” stellte Pöttering das neue Regional­

programm vor. Prof. Dr. Ibrahim Najjar, früherer 

libanesischer Justizminister, hielt ein Plädoyer für  

die Unabhängigkeit der Gerichte und die dazu not-

wendigen Reformen im Libanon. 

Unter den 150 geladenen Gästen waren zahlreiche 

Parlamentarier, Botschafter und hochrangige Justiz­

vertreter. Pöttering ermunterte die Juristen und 

Politiker des Libanon, aber auch diejenigen der  

Region Naher Osten/Nordafrika, anstehende Refor-

men beherzt anzugehen und bot die tatkräftige 

Unterstützung der Konrad-Adenauer-Stiftung an. 

Während seines Aufenthaltes im Libanon führte Pötte­

ring auch politische Gespräche mit dem Präsidenten 

des Landes, General Michel Sleiman, dem Sprecher 

des Parlaments, Nabir Berri, sowie zahlreichen Regie­

rungs- und Oppositionspolitikern. Darüber hinaus  

traf er mit dem Patriarchen der maronitischen Kirche, 

Kardinal Bechara Rai, zusammen. Im Zentrum der 

Gespräche standen dabei die Überwindung der politi­

schen Krise im Libanon sowie die schwierige Situation 

des kleinen Landes, verschärft auch durch die Aufnah­

me mehrerer hunderttausend syrischer Flüchtlinge. 

V.  Kolumbianisch-venezolanische 
Tagung zum Verfassungsrecht

Feierliche Büroeröffnung 

neues Rechtsstaatsprogramm  
Naher Osten/Nordafrika in Beirut

V.l.: Peter Rimmele, 
Leiter des regionalen 
Rechtsstaatspro-
gramms Naher 
Osten/Nordafrika 
und des KAS-Aus-
landsbüros im Liba-
non, Dr. Gerhard 
Wahlers, stv. Gene-
ralsekretär der KAS, 
der Vorsitzende der 
KAS, Dr. Hans-Gert 
Pöttering MdEP, und 
der Präsident des 
Libanon, General 
Michel Sleiman

„Ein Trauerzeugnis für 
die Demokratie in 
Lateinamerika!” Georg 
Eickhoff (am Redner-
pult), KAS-Repräsen-
tant in Venezuela, fin-
det deutliche Worte für 
die kürzlich an Kuba 
übertragene Präsident-
schaft des regionalen 
CELAC-Bündnisses.

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gehören  

zu den zentralen Zielen der internationalen Stiftungsarbeit.

Klientelismus in Politik  

und Verwaltung

Anlässlich der vom KAS-Rechtsstaats

programm Südosteuropa und der rumä-

nischen NGO „Expert Forum” organisier-

ten Konferenz zum Thema „Klientelismus 

in Politik und Verwaltung” wurde am  

5. Dezember 2012 in Brüssel eine ver-

gleichende Studie vorgestellt, die sich 

der Problematik von Interessenkonflikten 

in Rumänien, Kroatien und der Republik 

Moldau widmet. Experten aus Politik  

und Zivilgesellschaft kamen zusammen, 

um beste Praktiken bei der Umsetzung 

öffentlicher Politiken zu diskutieren,  

die der Verhinderung von Interessen

konflikten zwischen der gleichzeitigen 

Ausübung politischer Ämter und unter-

nehmerischen Tätigkeiten bzw. der Ver-

hinderung einer rechtswidrigen gleich

zeitigen Ausübung mehrerer öffentlicher 

Ämter dienen.

+ + + Kurzmeldung + + +
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Die Herausforderungen globalisierter Rechts- und 

Politikkonstellationen betreffen zunehmend auch 

Lateinamerika. Dies war das übergreifende Thema  

des nunmehr XIX. Lateinamerikanischen Verfassungs­

richtertreffens, das im November 2012 in Kooperation 

mit dem chilenischen Verfassungsgericht in Viña del 

Mar stattfand. Zum Auftakt schilderte der Bundes­

verfassungsrichter Peter Müller den anwesenden 

Gerichtspräsidenten und Richtern die Rolle des Bun­

desverfassungsgerichts auf der Weltbühne der inter­

nationalen Finanzwirtschaft bei seinen Entscheidungen 

zur Eurokrise. Weitere aktuelle Themen, die die latein­

amerikanische Verfassungsgerichtsbarkeit beschäfti­

gen, waren sozioökonomische Rechte als Bedingung  

für einen nachhaltigen demokratischen Rechtstaat.  

In diesem Zusammenhang wurde das Dilemma der 

Richter deutlich, das Spannungsverhältnis zwischen 

dem Verfassungsanspruch und den Defiziten bei der 

Gewährleistung von Menschenrechten und sozialen 

Mindeststandards justiziell aufzuarbeiten. Eine zentrale 

Rolle spielte der Rechtsprechungsdialog zwischen dem 

Interamerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte 

und der nationalen Gerichtsbarkeit. Zaghafte Fortschritte 

sind in dem Bemühen einiger Staaten zu verzeichnen, 

die Zusammensetzung staatlicher Institutionen der 

ethnisch pluralen Realität des Kontinents anzupassen.

XIX. Lateinamerikanisches 
Verfassungsrichtertreffen

V.l.: Jorge Tomás 
Larrieux, Richter 
am Obersten 
Gericht Uruguays; 
Asdrúbal Aguiar, 
Universidad Católi-
ca Andrés Bello, 
Venezuela; Marisol 
Peña Torres, Rich-
terin am VerfG 
Chile; Néstor Pedro 
Sagüés, Verfas-
sungsrechtler aus 
Argentinien; Diego 
García Sayán, Prä-
sident des IAGMR; 
Prof. Matthias Her-
degen, Universität 
Bonn; Claudio 
Nash, Universidad 
de Chile

Der Interamerika-
nische Gerichtshof 
für Menschenrech-
te (IAGMR) im 
Dialog auf dem 
Lateinamerikani-
schen Verfassungs-
richtertreffen 2012 
in Chile

Die thailändische Verwaltungs

gerichtsbarkeit hat sich den Ruf 

einer gewissen Politikferne und 

Unabhängigkeit erarbeitet. Ihre 

Repräsentanten kritisieren immer 

wieder die unzureichende Um- 

setzung des in der Verfassung 

umfangreich garantierten Grund-

rechtschutzes. Ein eintägiger 

Workshop Ende November in 

Bangkok stellte Richtern und Mitarbeitern verschie-

dene Verfassungsmodelle aus der Region sowie 

das deutsche Grundgesetz vor, um ein größeres 

Bewusstsein für die Möglichkeiten, aber auch 

Schwierigkeiten effektiven Grundrechtsschutzes 

durch Verfassungsrecht zu schaffen. Das geschah 

mit Blick auf eine Regionalisierung der Betrach-

tungsweise in Thailand, aber auch in Hinblick auf 

die mögliche Vorbildfunktion Thailands angesichts 

des von der Verfassung sehr weitgehend gewähr-

ten Schutzes von Rechten und Freiheiten der 

Bürger in die Region hinein. Die Diskussion wid

mete sich auch aktuellen Fragen einer möglichen 

Verfassung für ASEAN und ihrer Realisierung. 

Vom 12. bis zum 14. November 2012 organisierte  

das KAS-Auslandsbüro Hanoi mit der vietnamesischen 

Juristenvereinigung im Norden des Landes ein Seminar 

zu den Grundprinzipien der Rechtsverbreitung und des 

Rechtsunterrichts in Vietnam. Insbesondere ethnische 

Minderheiten haben in den nördlichen Gebieten Vietnams 

nach wie vor nur sehr bedingt Zugriff auf Rechtshilfe.

 

Die Regierung ist sich dieser Problematik bewusst; im 

Juni 2012 verabschiedete das vietnamesische Parlament 

einen Gesetzestext zur Stärkung der Rechtsverbreitung 

und Rechtsbildung auch auf lokaler Ebene.

Rechtshilfe für ethnische 
Minderheiten in Vietnam

Konstitutionalismus  
in Südostasien

Die Teilnehmer der 
Diskussionsrunde 
zu Verfassung und 
Grundrechtsschutz 
in der ASEAN

Kinder der Black Hmong-Minderheit auf dem Schulweg, Sapa/Vietnam
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Weltweit stecken Printmedien aufgrund des Vormarsches 

des Internets und der freieren Verfügbarkeit von Infor­

mationen in der Krise. Weshalb in Zukunft dennoch gut 

ausgebildete und professionelle Journalisten gebraucht 

werden und wie sich das Berufsbild des Journalisten 

verändern wird, diskutierten am 19. und 20. November 

die Teilnehmer des Forums „Journalist – eine obsolete 

Berufsbezeichnung?”, zu dem das Medienprogramm 

Lateinamerika der Konrad-Adenauer-Stiftung geladen 

hatte. Insgesamt nahmen 15 Medienexperten aus ganz 

Lateinamerika an der Veranstaltung teil.

Der Kommunikationswissenschaftler Prof. Dr. Wolf-

gang Donsbach unterstrich die Notwendigkeit gut 

ausgebildeter Journalisten für eine qualitativ hoch­

wertige Presseberichterstattung. Der Journalist Gastón 

Roitberg von der argentinischen Tageszeitung „La 

Nación” betonte, neben technischen und inhaltlichen 

Kenntnissen sei für einen Journalisten die „Leiden­

schaft für den Beruf” eine der wichtigsten Voraus­

setzungen.

Die Veranstaltungsteilnehmer stimmten überein,  

dass bei der Journalisten-Ausbildung der Trend zur 

zunehmenden Digitalisierung der Medien verstärkt 

berücksichtigt werden müsse. Auch sei es wichtig, 

Medieneigentümer künftig stärker an der Ausbildung 

von journalistischem Nachwuchs zu beteiligen, um 

Theorie und Praxis besser miteinander zu verbinden.

Forum „Journalist –  
eine obsolete Berufsbezeichnung?”

Eröffnung des 
Forums „Berufs
bezeichnung Jour-
nalist – Obsolet?” 
durch den Leiter 
des Medienpro-
gramms Latein-
amerika, Peter-
Alberto Behrens 
(links in Bild)

Dr. Hans Maria 
Heÿn stellte sich 
den Fragen zur 
aktuellen politi-
schen Lage in den 
palästinensischen 
Gebieten.

Am 9. Januar 2013 besuchte  

eine Gruppe der Hamburger 

Henri-Nannen-Schule das KAS-

Auslandbüro in Ramallah. Bei 

dieser Gelegenheit sprachen  

die 20 angehenden Journalisten 

u. a. mit dem dortigen Büroleiter, 

Dr. Hans Maria Heÿn, Vertretern 

der United Nations Relief and 

Works Agency for Palestine Refugees in the Near East 

(UNRWA), der Negotiations Support Unit (NSU) sowie 

palästinensischen Journalisten.

Dave Hutton, stv. Direktor von UNRWA, gab den Gästen 

aus Deutschland einen Überblick über die Hauptarbeits­

felder seiner Organisation. Im Zentrum stehen u. a. die 

Bereitstellung einer ausreichenden medizinischen Versor­

gung sowie der Aufbau akademischer Ausbildungsstruk­

turen in den palästinensischen Gebieten. Xavier Abu Eid 

von der Negotiations Support Unit sensibilisierte die 

Journalisten für die politische Situation in den palästi­

nensischen Gebieten. 

Journalisten-Nachwuchs zu 
Gast bei der KAS in Ramallah

Mit einem Workshop über die Anforderungen an tages

aktuellen Journalismus hat das KAS-Medienprogramm Asien 

im Februar auf medienpolitische Entwicklungen in Myanmar 

reagiert. Seit Februar können private Unternehmen in 

Myanmar eine Lizenz beantragen, die es ihnen erlaubt, 

Tageszeitungen zu verlegen. Bisher durften kommerzielle 

Verlage nur Wochen- oder Monatszeitungen herausgeben. 

Mit ihrem Beschluss hat die myanmarische Regierung einen 

bedeutenden Schritt zur Liberalisierung des Pressemarktes 

getan. Erstmalig besteht die Chance für ein Mindestmaß  

an publizistischer Vielfalt.

Die Herausforderungen, die eine tägliche Erscheinungsweise 

von Publikationen für Journalisten mit sich bringen, thema

tisierte die KAS im Rahmen ihres dreitägigen Workshops  

in Yangon. Partner waren die „Myanmar Journalists Union”  

und das Medienunternehmen „Eleven Media”. Seit 2012 ist 

der Zeitungsverlag Mitglied im „Asia News Network” (ANN).  

Für den langjährigen KAS-Partner nahm Pana Janviroj, 

Präsident und COO der thailändischen Tageszeitung „The 

Nation”, teil. 

KAS-Workshop in Myanmar  

zu tagesaktuellem Journalismus
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Politiker, Experten und Internet
aktivisten diskutierten den Zusam-
menhang zwischen politischer Parti-
zipation und sozialen Netzwerken.

n

Jahresreport 2012 der Konrad-Adenauer-Stiftung 

und der Stiftung Mediendemokratie 

Die politische Berichterstattung der bulgarischen 

Zeitungen ist stark polarisiert. Zu diesem Ergebnis 

kam eine Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung  

und der bulgarischen Stiftung Mediendemokratie 

2012, die am 17. Januar auf einer Pressekonferenz 

in Sofia präsentiert wurde. Von vielen Zeitungen 

werden die Spitzenpolitiker um Ministerpräsident 

Bojko Borissow überaus positiv dargestellt, von ein­

zelnen Medien dagegen sehr negativ. Es gibt wenig 

differenzierte Positionen in der Mitte, ergab die Lang

-zeit-Untersuchung aller wichtigen Printmedien in 

Bulgarien. Die politischen Parteien genießen im All­

gemeinen weniger Zuspruch als ihr Spitzenpersonal. 

„Gerade im Wahljahr ist es im Interesse der Partei­

en, eine aktive Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben, 

um der Bevölkerung ihre Ziele zu erklären”, sagte 

der Leiter des KAS-Medienprogramms Südosteuropa, 

Christian Spahr.

Am 6. Dezember führte  

die KAS in Costa Rica in 

Zusammenarbeit mit der 

Facultad Latinoamericana 

de Ciencias Sociales 

(FLACSO) die öffentliche 

Diskussionsrunde „Digitale 

Soziale Netzwerke und 

Bürgerbeteiligung” durch. 

Ziel des Forums war es, 

die Vor- und Nachteile der 

digitalen sozialen Netzwer­

ke als Mittel für die Bürgerbeteiligung zu erkennen. 

 

An der Veranstaltung nahmen hochrangige Experten 

teil, u. a. Roberto Gallardo, Minister für Planung und 

Wirtschaftspolitik in Costa Rica, sowie Cristian Cambro­

nero, Direktor der renommierten Agentur BigWebNoise. 

Die kontrovers geführte Debatte deutet auf Aktualität 

und Besorgnis der Bevölkerung hinsichtlich dieses 

Themas hin.

Der Bedarf für afrikanische Medien-Netzwerke 

wächst ungebrochen. Bei seiner fünften Auflage hat 

das African Media Leaders Forum im November 2012 

mit über 400 Teilnehmern aus knapp 50 Ländern 

eine neue Rekordbeteiligung erreicht. 

Die von der African Media Initative (AMI) mit Unter­

stützung durch die Konrad-Adenauer-Stiftung aus­

gerichtete Konferenz fand in Senegals Hauptstadt 

Dakar statt. Ihre wachsende Bedeutung als wichtigs­

ter Medienmarktplatz des Kontinents wurde vor 

allem durch das politische Interesse deutlich: Neben 

zahlreichen Medien- und Kommunikationsministern 

aus verschiedenen afrikanischen Ländern nahm auch 

der senegalesische Staatspräsident Macky Sall teil, 

um den Dialog mit den anwesenden Journalisten  

und Medieneignern zu suchen.

Das Medienprogramm Subsahara-Afrika der Konrad-

Adenauer-Stiftung nutzte das Forum, um mit den 

Teilnehmern in einen intensiven Austausch über die 

Mediengesetzgebung in Afrika zu treten, die in vielen 

Ländern teilweise noch aus Kolonialzeiten stammt. 

„Mehr Freiraum für die Arbeit von Journalisten in 

Afrika” hatte bereits auf dem Eröffnungspanel der 

scheidende Leiter des Medienprogramms, Markus 

Brauckmann, gefordert. Gleichzeitig nutzte er die 

Veranstaltung, um die Leitung des Programms an 

seinen Nachfolger Christian Echle zu übergeben.

Bulgariens Printmedien 
polarisieren

Bürgerbeteiligung  
im Internetzeitalter 

African Media Leaders Forum 2012 in Dakar

Dialog zwischen Medien und Politik  
vorangebracht

Die afrikanische 
Medienlandschaft 
in ihrer ganzen 
Vielfalt – das Afri-
can Media Leaders 
Forum 2012 in 
Dakar

Der wissenschaft
liche Leiter der 
Studie, Orlin 
Spassov, sowie  
der Leiter des 
Medienprogramms 
Südosteuropa der 
KAS, Christian 
Spahr
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Seit dem Plebiszit über die neue Verfassung vom Juli 

2011 sind „Dezentralisierung” und „Regionalisierung” 

Schlüsselworte für die Weiterentwicklung der politischen 

Strukturen in Marokko. Seitdem erhalten die Kommunen 

sukzessive mehr finanzielle und exekutive Befugnisse, 

die es ihnen ermöglichen, relativ unabhängig zu agieren.

Um diesen Dezentralisierungsprozess zu unterstützen, 

hat das marokkanische Innenministerium in Marrakesch 

ein „Maison de L’Elu” als Pilotprojekt errichtet. Weitere 

Einrichtungen dieser Art wurden inzwischen in anderen 

Kommunen eröffnet. Mit dem „Maison de L’Elu de 

Marrakech” hat die KAS im Dezember und Januar sechs 

Schulungen zur kommunalen Selbstverwaltung in 

Deutschland organisiert, an denen 200 neu gewählte 

„Bürgermeister” und „Landräte” aus der Region teilge­

nommen haben. Der Kölner Jurist und Politologe  

Dr. Kampfer hat die Schulungen konzipiert, geleitet  

und die jeweiligen aktuellen Fragen integriert.

 

Im Verlauf intensiver Diskussionen haben die Teilneh-

mer viele Parallelen gezogen und eigene, neue Lösungs­

vorschläge für ihre Probleme und für eine Verbesserung  

der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen 

Situation ihrer Region vorgeschlagen. Hierzu gehören 

vor allem die Themen Bürgerbeteiligung in der kom­

munalen Selbstverwaltung, Audit, Finanzkontrolle und 

Transparenz, Partnerschaft zwischen öffentlichem und 

privatem Sektor. Diese Themen sollen 2013 auch in 

Form neuer Aufbaukurse behandelt werden. Zudem  

wird erwogen, diese Kurse auch für die neuen Maison  

de L‘Elu in anderen Regionen Marokkos anzubieten.

Dezentralisierung – Trumpfkarte für die 
Weiterentwicklung

Die Teilnehmer  
des vierten Kurses 
Anfang Dezember 
im Innenhof des 
Maison de L‘Elu in 
Marrakesch 

Vertreter der 
Initiative „Dar  
Al Atta” und der 
Organisation 
„Environment 
Society of Oman” 
nehmen den  
Preis der „Besten 
zivilgesellschaftli-
chen Organisation” 
entgegen.

Symposium über die 

Bedeutung des Föderalismus 

in Südafrika

Nach dem Ende der Apartheid 

bedurfte die südafrikanische Ver-

waltungsgliederung einer umfas-

senden Umstrukturierung. Die 

ursprünglichen vier südafrikani-

schen Verwaltungsbezirke wurden 

1994 unter Eingliederung der 

ehemaligen schwarzen Homelands 

zu neun Provinzen zusammen

gefügt. Noch immer wird im  

Land über die Legitimität dieser 

administrativen Einheiten gestrit-

ten. Ein Symposium der Konrad-

Adenauer-Stiftung am 18. Februar 

in Kapstadt unterstrich die Bedeu-

tung des Föderalismus für den 

Erhalt der Demokratie in Süd

afrika. Zugleich bildete die Veran-

staltung den Auftakt zukünftiger 

Kooperationen zwischen der KAS 

und dem Parliamentary Institute 

of South Africa (PISA). 

+ + + Kurzmeldung + + +

KAS-Partner Tawasul verleiht 

4.  Civil Society Leaders Awards

In Anwesenheit von Vertretern aus Politik, Wirtschaft 

und Zivilgesellschaft fand Anfang Dezember die Ver­

leihung der 4. Civil Society Leaders Awards statt, die 

vom unabhängigen omanischen Think-Tank Tawasul 

in Kooperation mit dem KAS-Regionalprogramm 

Golf-Staaten organisiert wurde. Der Preis war in allen 

sechs Ländern des Golfkooperationsrates (GCC) ausgeschrieben worden.

Onlinestimmen von interessierten Bürgern entschieden zu 40 Prozent  

über die Ergebnisse. Das Urteil einer internationalen Kommission zählte  

60 Prozent. Den Preis für die beste zivilgesellschaftliche Organisation  

teilten sich eine Initiative zur Unterstützung von Menschen in finanziellen 

Notsituationen und eine Organisation, die sich für ein wachsendes Bewusst­

sein und Interesse in der omanischen Gesellschaft für Umweltprobleme 

einsetzt. Unter den Gewinnern war unter anderem auch die Kampagne 

„Clean Oman”, die das Ziel verfolgt, die omanische Bevölkerung durch 

soziale Netzwerke für ökologische Themen zu sensibilisieren. Des Weiteren 

wurden Anerkennungspreise an eine bahrainische Frauenorganisation und 

an eine kuwaitische Initiative für Menschenrechte „Group 29” vergeben.

Auszeichnung für 
zivilgesellschaftliches Engagement  
in der Golfregion
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In Zusammenarbeit mit der Academia de 

Centroamérica fand am 21. November 2012 

die Vorstellung des Demokratieindexes 

Lateinamerikas 2012 statt. Der Demo

kratieindex wurde in der Universidad de 

Costa Rica in San José für die Öffentlichkeit 

von dem ehemaligen PUSC-Abgeordeten 

Constantino Urcuyo vorgestellt. Dieser hob 

hervor, dass Costa Rica zwar viel erreicht 

habe, es jedoch noch weiterhin große Prob-

leme in den Bereichen Sicherheit, Arbeits

osigkeit und Armut gebe. Die gute Platzie-

rung des Landes im Demokratie-Index war 

für viele Costa Ricaner aufgrund der aktuel-

len Herausforderungen überraschend. Die 

größten Fernsehsender und Zeitungen des 

Landes berichteten von der Veranstaltung.

Mehr als 70 Mitglieder von Jugendorgani- 

sationen aus verschiedenen Landesteilen 

sprachen während eines Jugendforums  

vom 25. bis 28. Januar 2012 in Yangon  

über die Rolle der Jugend und der Jugend-

organisationen zur Förderung von Versöh-

nung und einer Beilegung der bewaffneten 

Konflikte. Manche der Jugendlichen kamen 

in einer mehrtägigen Anreise aus den 

Konfliktgebieten. Die Stärkung von Solida-

rität und Toleranz durch den Aufbau pan-

ethnischer Netzwerke zwischen Jugend

organisationen soll den Versöhnungs- und 

Friedensprozess fördern. Die Jugendlichen 

haben während des Forums Empfehlungen 

für eine staat-

liche Friedens

politik erar

beitet, die sie 

Regierungs-

stellen und 

Parlamentari-

ern vorstellen. 

Min Ko Naing (Foto), einer der maßgebli-

chen Führer der Studentenbewegung von 

1988, verbrachte insgesamt fast 20 Jahre 

als politischer Gefangener in Haft. Wäh-

rend des Forums rief er die Vertreter der 

Jugendorganisationen dazu auf, sich aktiv 

für Versöhnung innerhalb der gespaltenen 

Gesellschaft Myanmars einzusetzen.

Erfolgreiche Vorstellung 

des Demokratieindex’ 2012

Jugend für Frieden  

in Myanmar

n

Win Mra, Vorsitzender der Menschenrechts­

kommission Myanmars, erläuterte am 20. 

Februar 2013 in der Akademie der Konrad-

Adenauer-Stiftung in Berlin die Situation 

der Menschenrechte und die Arbeit der 

Kommission. Er sieht sein Land zwei Jahre 

nach Ende der Militärherrschaft auf einem 

guten Weg, wenn auch noch lange nicht  

am Ziel. 

Man sei stolz darauf, so Win Mra, dass es 

gelungen sei, die Bevölkerung für die Wich­

tigkeit des Themas zu sensibilisieren. Im 

Jahr 2012 hätten knapp dreitausend Hin­

weise auf Missstände, darunter zahlreiche 

Beschwerden über die Regierungsarbeit,  

die Kommission erreicht. „Die Menschen 

sind interessiert an dem, was wir machen”, 

so seine Bilanz. Offenbar genießt die 

Kommission Vertrauen. 

Zu den wichtigsten Zukunftsaufgaben  

zählt Win Mra, darauf hinzuwirken, dass 

nach den 29.000 Gefangenen im Jahr 2012 

weitere Inhaftierte freigelassen werden 

und der ungehinderte Zugang für Hilfsor­

ganisationen in die Krisengebiete möglich 

wird. Darüber hinaus arbeite man daran, 

die Regierung davon zu überzeugen, dass  

die Verwirklichung von Menschenrechten 

mit Reformen im Wirtschafts- und Sozial­

bereich einhergehen müsse. 

Mitte Dezember 2012, in der besonders 

arbeitsreichen Zeit der Kaffee-Ernte, veran­

staltete der Kooperativen-Verband FEDEPMA 

in Guatemala zusammen mit der KAS ein 

Forum zur nachhaltigen lokalen Entwicklung 

für Lokalpolitiker, Mitglieder der Entwick­

lungsräte sowie die Kooperativen und inter­

essierten Bürger. Der Verband unterstützt 

nicht nur die Mitgliedskooperativen bei der 

Produktion und Vermarktung von Kaffee, 

Honig, Textilien und Soja-Produkten, son­

dern bietet den Mitgliedern und Bürgern  

der beteiligten Gemeinden ein Bildungspro­

gramm zu politischer Beteiligung auf lokaler 

und nationaler Ebene an. Im vergangenen 

Jahr erarbeitete FEDEPMA mit jungen 

Erwachsenen Vorschläge zur Jugendpolitik 

der Gemeinden, die mit Lokalpolitikern 

diskutiert wurden. Mit dem Forum konnte 

FEDEPMA auf ein erfolgreiches Jahr und 

auf zwölf Jahre Engagement für die lokale 

Entwicklung zurückblicken. 

Nationale Menschenrechtskommission 
Myanmars in Berlin

Nachhaltige lokale Entwicklung – 
Forum am Atitlan-See

Die Menschenrechtsdelegation Myanmars mit  
dem Vorsitzenden Win Mra zu Gast in Berlin

Die Bestplatzie-
rung Costa Ricas 
in dem Demokra-
tie-Index sorgte 
für große Auf-
merksamkeit.

Für nachhaltige lokale Entwicklung: Team FEDEPMA
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Umweltschutz und damit zusammenhängende recht­

liche Fragestellungen spielen zunehmend eine wich­

tige Rolle in der Politik. Nicht nur der Klimawandel 

und seine Folgen, sondern auch die Auswirkungen  

der dynamischen Wirtschafts- und Bevölkerungs­

entwicklung auf die natürlichen Lebensgrundlagen  

in Asien haben das Bewusstsein für Umweltfragen in 

der Bevölkerung deutlich erhöht. Dies geht einher mit 

teilweise sehr umfangreicher und kritischer Umwelt­

berichterstattung in den Medien und entsprechenden 

gesetzgeberischen Aktivitäten von Seiten des Staates. 

Auf einer Konferenz im Dezember 2012 in Hongkong 

kamen Juristen aus verschiedenen Ländern zusam­

men, um über umweltrechtsrelevante Entwicklungen 

in ihrem jeweili­

gen Tätigkeitsbe­

reich zu berichten 

und so ein besse­

res Verständnis 

für – unterschied­

liche oder gemeinsame – Entwicklungstendenzen, 

Herausforderungen und Problemlösungsansätze zu 

bekommen. Insbesondere sollte verdeutlicht werden, 

welche Rolle rechtliche Instrumente spielen können 

und müssen, um staatliche Umweltschutzmaßnahmen 

wirksam umzusetzen. Gleichzeitig bot die Konferenz 

Gelegenheit, mehr als 20 asiatische Altstipendiaten 

der Stiftung aus dem Fachbereich Rechtswissenschaf­

ten zum zweiten Mal nach 2010 zusammenzubringen. 

Umweltschutz erfordert grenzüberschrei­

tende Zusammenarbeit. Dies gilt auch  

für die Mekong-Region in Südostasien. 

Das Ökosystem des Mekong-Flusses, 

dessen Quellen im Himalaya liegen und 

der in Vietnam in das Südchinesische 

Meer mündet, ist für die Anrainerstaaten 

und ihre Bevölkerung von besonderer 

Bedeutung. Seit Langem gibt es daher 

eine formalisierte Zusammenarbeit 

zwischen Laos, Kambodscha, Thailand 

und Vietnam, deren Kern mittlerweile der 

Mekong River Treaty darstellt. Einfluss 

haben aber auch die Umweltpolitik von 

ASEAN und das Engagement südostasiatischer Staaten bei globalen 

Umweltschutzabkommen. In zwei Konferenzen in Vietnam und Kambod­

scha war bereits die Diskussion zwischen Experten und Akteuren über 

Kooperation in der Region in Fragen des Umweltschutzes und deren 

rechtliche Aspekte angeregt worden. Die Veranstaltung in Thailand 

vervollständigte nun die Reihe von Rechtsgesprächen zu Umweltrechts­

fragen in der Mekong-Region. Im Rahmen der KAS-Gespräche zum 

Umweltrecht trafen sich Experten verschiedener Länder vom 8. bis 10. 

November 2012 in Bangkok, um transnationale Kooperationen im 

Bereich des Umweltschutzes in der Mekong-Region zu diskutieren. 

Am 19. Dezember 2012 richtete das Brasilia­

nische Zentrum für Internationale Beziehun­

gen (CEBRI) in Zusammenarbeit mit der KAS 

in Rio de Janeiro ein Seminar zum Thema 

„Brasilien und die Nachhaltigkeitsagenda” 

aus. Ziel war es, über die Rolle Brasiliens im 

Bereich der Umweltpolitik und Nachhaltigkeit 

zu diskutieren. Für Brasilien als ressourcenrei­

ches Land ist diese Debatte von wachsender 

Bedeutung. 

INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT 
IN DER MEKONG-REGION

Brasilien und die 
Nachhaltigkeitsagenda

Herausforderungen und Chancen  

für den Staat, den privaten Sektor 

und die Zivilgesellschaft

Marc Spitzkatz, Leiter des Rechtsstaats-
programms Asien, diskutiert mit Juristen 
und Umweltexperten über die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit bei der 
Nutzung von Flusssystemen.

Fatima Berardi-
nelli, Geschäfts-
führerin des 
Centro Brasileiro 
de Relações 
Internacionais 
(CEBRI), und Felix 
Dane, Leiter des 
KAS-Auslands
büros in Braslien

Die juristischen 
Altstipendiaten  
der KAS aus 
Kambodscha, 
China, Japan, 
Korea und 
Vietnam

UMWELTRECHTSGESETZGEBUNG  
IN EUROPA UND ASIEN



KAS International 1/2013 |  21

nUmwelt-,  Klima- und Energiepolitik n

USA: Diskussion über 
deutsche Energiewende

Ohne die Volksrepublik 

China können die glo­

balen Umwelt- und Kli­

mafragen nicht gelöst 

werden. Deshalb muss 

der Austausch zwischen 

Europa und China auf 

diesem Gebiet vertieft 

werden. Zu diesem Zweck hielten sich vom 12. bis  

18. Januar 2013 auf Einladung der Konrad-Adenauer-

Stiftung junge chinesische Umwelt- und Klimaexperten 

zu einem Austausch mit wichtigen klima- und umwelt­

politischen Akteuren in Deutschland und Brüssel auf  

(s. Foto). Im Fokus des einwöchigen Studienseminars 

standen die jüngsten Entwicklungen in der deutschen 

Klimapolitik vor dem Hintergrund der Energiewende.  

Es wurden vor allem Anpassungsstrategien der deut­

schen Volkswirtschaft, der Kommunen und Unterneh­

men beleuchtet. Zugleich diente die Reise auch der 

Information über aktuelle Entwicklungen und Bestre­

bungen in der Volksrepublik China, zu einem effektiven 

Umwelt- und Klimaschutz zu kommen. Eine wichtige 

Rolle spielt dabei die sich entwickelnde Zivilgesellschaft.

Studienreise Chinesischer 
Klima- und Umweltexperten

Organisiert wurde 
die Expertendis-
kussion von der 
Außenhandelskam-
mer San Francisco 
und der Konrad-
Adenauer-Stiftung. 
V.l.: Rene van  
den Hoevel (AHK), 
Prof. Dr. Dr. Ru-
dolph Dolzer und 
Dr. Lars Hänsel, 
Leiter des KAS-
Auslandsbüros  
in Washington

Vorstellung der „Iquitos-Erklärung zum 

Klimawandel und Nachhaltigkeitsentwick­

lung” im Parlament der Andenländer

Am 6. Dezember 2012 präsentierten der 

ehemalige Umweltminister Dr. Antonio Brack 

und der Vizepräsident des Andenparlaments 

die „Iquitos-Erklärung zur Nachhaltigkeitsent-

wicklung im Amazonasbecken”. Die Erklärung 

ist auf eine von der KAS organisierte Konfe-

renz im August letzten Jahres in Iquitos (Peru) 

zurückzuführen, wo sie von Experten und 

Parlamentariern christlich-demokratischer 

Parteien aus Bolivien, Brasilien, Kolumbien  

und Ecuador erarbeitet wurde. Ziel war es,  

die regionale Zusammenarbeit der Staaten  

am Amazonasbecken für eine nachhaltige 

Entwicklung zu stärken.

18. Weltklimaverhandlungen in Doha/Katar

Nach Cancún (2010) und Durban (2011) war die KAS zum dritten  

Mal bei den Klimaverhandlungen der Vereinten Nationen, die 2012  

in Doha/Katar stattfanden, präsent. Im Rahmen eines Workshops 

diskutierten verschiedene Referenten ein aktuelles KAS-Projekt zum 

Klimaschutz aus dem Rechtsstaatsprogramm Subsahara-Afrika, das 

u. a. von dessen Leiter Prof. Dr. Christian Roschmann vorgestellt 

wurde. Für die wissenschaftliche Begleitung des Projektes konnte 

zudem Prof. Dr. Oliver C. Ruppel von der Universität Stellenbosch 

(Südafrika), der zugleich Mitglied im Weltklimarat (IPCC) ist, ge-

wonnen werden. Im zweiten Teil des Workshops ging es um die von 

der KAS unterstützte Bürokratieabbau-Initiative der Fachhochschule 

des Mittelstands (FHM) Bielefeld. Ein Team um Prof. Dr. Wittberg  

und Vertreter des Bundesumweltministeriums entwickeln in diesem 

Kontext einen Nachhaltigkeitskompass. Auf der Klimakonferenz  

der Vereinten Nationen wurde der Ansatz auf einem Side Event im 

Pavillon der EU der Öffentlichkeit vorgestellt. 

+ + + Kurzmeldungen + + +

In den USA hat die Diskussion um die Folgen des 

Klimawandels und geeignete politische Antworten 

etwa im Bereich der Energiepolitik neue Impulse 

erhalten. Dazu haben nicht zuletzt Naturkatastro­

phen wie jüngst der Wirbelsturm „Sandy” beige­

tragen. Zwar gibt es nach wie vor eine verbreitete 

Skepsis. Gleichzeitig wächst jedoch das Interesse  

an zukunftsweisenden Technologien zur Gewin­

nung von Energie. Vor diesem Hintergrund organi­

sierte die Konrad-Adenauer-Stiftung zusammen 

mit der Außenhandelskammer am 31. Januar 2013 

in San Francisco eine Veranstaltung für Experten 

aus dem Bereich Energie, auf der vor allem die 

deutsche Energiewende und Erfahrungen beim 

Umbau der Energieversorgung in den Vordergrund 

gestellt wurden. Aus deutscher Sicht referierte 

Prof. Dr. Dr. Rudolph Dolzer, der sich seit einigen 

Jahren intensiv mit Energiepolitik und globalen 

Entwicklungen auf dem Energiemarkt auseinander­

setzt, über die Vorgeschichte und den politischen 

Kontext der Entscheidung zur Energiewende. Er 

legte zudem die zukünftigen Herausforderungen 

und Chancen dieser Entscheidung dar. 
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Zur Vorbereitung der Präsidentschafts- 

und Parlamentswahlen in Ecuador am 

17. Februar 2013 machten die KAS in 

Quito und das dortige Büro des National 

Democratic Institute (NDI) die Bestim­

mungen und Änderungen im ecuadoria­

nischen Wahlrecht in einer Broschüre 

nachvollziehbar und führten allein von 

Ende November bis Weihnachten 2012 

nahezu 30 Informationsveranstaltungen in allen 

Landesteilen durch.

Ziel dieser Reihe war es zum einen, die Journalisten 

des Landes über die strikten gesetzlichen Einschrän­

kungen für die Medienberichterstattung in der Wahl­

kampfzeit aufzuklären und sie in Trainings auf eine 

„korrekte” Berichterstattung vorzubereiten und damit 

vor Strafverfolgung zu schützen. Zum anderen erhiel­

ten die Vertreter aller Parteien sowie die Öffentlichkeit 

Gelegenheit, sich über die Neuerungen hinsichtlich  

der regionalen Listenwahlen und die Konsequenzen 

aus dem von der Regierung Correa neu eingeführten 

Zählverfahren nach D’Hont zu informieren.

Derzeit erlebt Mauretanien einen noch nie da gewe­

senen Migrationsstrom aus Subsahara-Afrika, der 

schwer auf den schwachen wirtschaftlichen und 

humanen Ressourcen sowie der kaum existierenden 

Infrastruktur lastet. Vor allem Flüchtlinge aus dem 

Krisengebiet Nord-Mali wandern nach Mauretanien 

ein. Hinzu treten gesellschaftspolitische Spannungen, 

die durch die Rückkehr aus Senegal der von zwischen 

1989 bis 1991 enteigneten und vertriebenen ethni­

schen Gruppen wieder wachgerufen worden sind.

Daher hat die Konrad- 

Adenauer-Stiftung in Koopera­

tion mit dem Centre Maghré­

bin des Etudes Stratégiques 

(CMES) vom 18. bis 19. De-

zember 2012 in Nouakchott 

die erste mauretanische Kon­

ferenz zum Thema „Migration” 

veranstaltet. Von den Teilneh­

mern wurde festgehalten, 

dass es an einer nachhaltigen Migrationsstrategie in 

der mauretanischen Politik fehlt. Vor diesem Hinter­

grund war es ein wichtiger Erfolg, das Bewusstsein 

für die Problematik geschärft und mögliche Lösungs­

wege aufgezeigt zu haben.

Im November 2012 lud die Konrad-Adenauer-Stiftung 

(KAS) in Tunis ausgewählte Parteienvertreter nach 

Deutschland ein. Das knapp zwölftägige Deutschland­

seminar fand im Rahmen der deutsch-tunesischen Trans­

formationspartnerschaft statt, deren Ziel die Stärkung von 

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die Förderung 

marktwirtschaftlicher Strukturen ist. Die 15 nationalen, 

regionalen und lokalen Vertreter der neugegründeten Par­

tei Nidaa’ Tounes (dt.: Ruf Tunesiens) beschäftigten sich  

in den Seminarbegegnungen u. a. mit Erfahrungen der Ver­

gangenheitsbewältigung, der Entwicklung der deutschen 

Parteienlandschaft und der Organisation von Parteiarbeit.

Begleitung der Wahl­
rechtsreform in Ecuador

Migration  
nach Mauretanien

KAS-Deutschlandseminar 
für tunesische  
Parteienvertreter 

Die Teilnehmer  
des Deutschland-
seminars mit dem 
Wiesbadener 
Oberbürgermeister 
Dr. Helmut Müller 

Auch die Abgeord-
neten des natio
nalen Parlaments 
ließen sich von  
der KAS und ihren  
Partnern über das 
aktuelle Wahlrecht 
informieren.

In der Mitte: Prof. Didi Ould 
Saleck, Direktor des CMES

Nachwuchsförderung Christlicher Gewerkschafter  

in Zentralamerika

Die Nachwuchsförderung der Gewerkschaft Confederación 

Centroamericana de Trabajadores (CCT) hat als Ziel, die 

Erneuerung der christlichen Gewerkschaftsbewegung zu 

unterstützen. Die KAS und ICAES (Instituto Centroameri-

cano de Estudios Sociales) haben 2008 damit begonnen, 

verstärkt Bildungskurse für junge Erwachsene anzubieten. 

Das Ziel dieser politischen Schulungen ist es, christ

demokratischen Gewerkschaftsleitern programmatische 

Argumente sowie praktische Instrumente an die Hand  

zu geben, die für die interne Gewerkschafts- und externe 

Öffentlichkeitsarbeit nützlich sind. Vom 11. bis 13. Febru-

ar 2012 fand eine weitere Ausbildung im ICAES statt.  

Es nahmen zukünftige Gewerkschaftsfunktionäre der 

sechs Länder Zentralamerikas teil.

+ + + Kurzmeldung + + +

> Fortsetzung von Seite 7
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Namen und Gesichter

Hans-Hartwig Blomeier
n	Übernimmt ab April die Leitung 
des KAS-Auslandsbüros in 
Großbritannien
n	Stand seit 2012 dem 
KAS-Auslandsbüro Uruguay vor
n	Kontakt: hans.blomeier@kas.de

Maximilian Hedrich
n	Ist seit Februar als Trainee im 
KAS-Auslandsbüro in Polen im 
Einsatz
n	War seit März 2012 als Referent 
im Team Europa tätig
n	Kontakt:  
maximilian.hedrich@kas.de

Ronny Heine
n	Wird ab April das KAS-Auslands-
büro in Pakistan leiten
n	Hatte seit 2007 als Landes
beauftragter für Sachsen-Anhalt  
die Leitung des Bildungszentrums 
Schloss Wendgräben inne
n	Kontakt: ronny.heine@kas.de

Franziska Porst 
n	Ab März Trainee im KAS-Auslands-
büro in Benin
n	Absolvierte einen Master in 
Contemporary European Studies an 
den Universitäten Bath und Siena 
n	Kontakt: franziska.porst@kas.de

Nicole Stopfer
n	Wird ab Mai als Trainee im KAS-
Auslandsbüro in Mexiko eingesetzt 
werden
n	Arbeitete zuvor u.a. bei der 
Delegation der Europäischen Union 
in Washington
n	Kontakt: nicole.stopfer@kas.de

Reinhard Willig
n	Wird ab März das KAS-Auslands-
büro in Peru leiten
n	War zuvor als Referent des Teams 
Lateinamerika vor allem für die 
Länder des Cono Sur (Argentinien, 
Brasilien, Chile, Paraguay und 
Uruguay) zuständig 
n	Reinhard.willig@kas.de

Mit Projekten in über 100 Ländern engagiert sich die KAS 

weltweit für Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit.

Eine Delegation von fünf omanischen 

Würdenträgern aus dem Staatsrat 

und dem Schura-Rat ist in der vierten 

Novemberwoche nach Berlin gereist, 

um Deutschland und sein politisches 

System besser kennenzulernen. 

Durch Gespräche mit Abgeordneten 

von Bundestag, Bundesrat, dem 

Kanzleramt sowie dem Berliner Land­

tag gewannen die Teilnehmer einen 

umfassenden Einblick in die Viel­

schichtigkeit der deutschen Demokra­

tie. Höhepunkt des Besuchs war ein 

Treffen mit Bundestagspräsident Dr. Nobert Lammert. Auch im Gespräch 

mit Dr. Gerhard Wahlers, stv. Generalsekretär der KAS und Leiter der 

Hauptabteilung Europäische und Internationale Zusammenarbeit, kamen 

die Grundlagen der guten Beziehungen zwischen den beiden Ländern zum 

Ausdruck. Wahlers unterstrich das Interesse der KAS, auch weiterhin auf 

Parallelen aufzubauen, Unterschiede anzuerkennen und so gemeinsam  

auf eine stabile Entwicklung Omans hinzuarbeiten. 

In der Woche der Bundestagsent­

scheidung über erneute Griechen­

landhilfen (Nov./Dez. 2012) lud die 

KAS Vertreter griechischer Medien  

zu einem Dialogprogramm nach 

Deutschland ein. Das Programm 

ermöglichte es den Teilnehmern,  

die deutsche Perspektive zur euro­

päischen Schuldenkrise kennen- 

zulernen und diese kontrovers zu 

diskutieren. Zugleich bot die Reise 

den griechischen Journalisten die 

Möglichkeit, ihr Netzwerk um journalistische und politische Kontakte in 

Deutschland zu erweitern. Höhepunkt des Programms war der Besuch der 

Plenarsitzung während der Regierungserklärung von Bundesfinanzminister 

Wolfgang Schäuble zu den Griechenlandhilfen. Im Anschluss hieran folgte 

ein Gespräch mit Regierungssprecher Steffen Seibert und Dr. Nikolaus 

Meyer-Landrut, Leiter der Europa-Abteilung im Bundeskanzleramt. Weitere 

Termine führten die Journalisten u. a. zur Bundespressekonferenz, den 

Redaktionen von ZEIT, Spiegel, BILD und FTD sowie zu Dr. Joachim Pfeiffer 

MdB, wirtschaftspolitischer Sprecher der CDU/CSU-Fraktion.

Besuch omanischer Abgeordneter  
in der Bundeshauptstadt

Dialogprogramm für griechische 
Journalisten in Berlin und Hamburg

Mit Ralf Wieland, Präsident des Abgeord
netenhaus von Berlin (Mitte), und Andreas 
Gram, Vizepräsident (Mitte rechts)

Griechische Medienvertreter in Berlin



n  Bezug der aufgeführten Publikationen über das Internet: www.kas.de/publikationen

Bericht 2010/2011

Schwerpunkt: umSetzungSkontrolle

ENVIRONMENT, 
ENERGY AND 
CLIMATE CHANGE
A Sourcebook for Political Parties

Armed Conflicts in South Asia 2012

Anlässlich der siebten jährlichen Fachkonferenz wurde am 29. Januar 2013 der vom Regionalprojekt 

SAARC der Konrad-Adenauer-Stiftung gemeinsam mit dem Institute of Peace and Conflict Studies (IPCS) 

herausgegebene gleichnamige Sammelband der Fachöffentlichkeit vorgestellt. Konferenz und Publikation 

zielen darauf ab, den Verlauf der zahlreichen bewaffneten Konflikte in Südasien zu analysieren sowie 

Zukunftsszenarien und mögliche Lösungsstrategien zu diskutieren. 

Lernen aus Evaluierungen 

Mit der dritten Broschüre „Lernen aus Evaluierung” präsentiert die Stabsstelle Evaluierung nun bereits  

im sechsten Jahr die wichtigsten Ergebnisse der externen Begutachtungen unserer internationalen Projekt­

arbeit. Vorgestellt werden Kurzberichte ausgewählter Evaluierungen der Jahre 2010 und 2011 sowie ein 

Überblick über die gesamte Evaluierungstätigkeit in diesem Zeitraum. Ein weiteres Schwerpunktthema  

der vorliegenden Ausgabe ist die Umsetzungskontrolle. 

ENVIRONMENT, ENERGY AND CLIMATE CHANGE

Die Konrad-Adenauer-Stiftung in Kambodscha hat ein Handbuch für politische Parteien zu den Themen­

feldern Umwelt, Energie und Klimawandel in englischer Sprache herausgegeben. Das Buch enthält  

Definitionen, Konzepte und Hintergrundinformationen zu den globalen, regionalen und nationalen Frage­

stellungen zu Energiesicherheit, Umweltpolitik und Klimawandel sowie praktische Informationen für 

politische Parteien zur Entwicklung von europäischen und asiatischen Parteiidentitäten, Programmen  

und Positionen in Umwelt- und Energiefragen.  

Reality Check

Aus Anlass des 50-jährigen Jubiläums der Unabhängigkeit Uganda haben die Konrad-Adenauer-Stiftung 

und ihr Partner Uganda Media Development Foundation (UMDF) eine Studie zur Entwicklung der Medien­

landschaft in Uganda veröffentlicht. Das Buch, verfasst vom renommierten Medienexperten Dr. Michael 

Kakooza, bietet einen wichtigen Impuls für die Debatte zum Stand der Unabhängigkeit und Freiheit der 

ugandischen Medien. Das Thema wird dabei nicht nur aus historischer Perspektive beleuchtet, sondern 

auch in den Kontext des gegenwärtigen Diskurses zur politischen Herrschaft in Uganda gestellt.

Soziale Marktwirtschaft: Was heiSSt das konkret? 

Im internationalen Vergleich erweist sich die Soziale Marktwirtschaft als erfolgreiches Wirtschafts- und 

Gesellschaftsmodell. Trotz dieser Tatsache fällt es vielen Menschen schwer zu beschreiben, worauf der 

langfristige ökonomische Erfolg Deutschlands gründet und was hinter der Begrifflichkeit der „Sozialen 

Marktwirtschaft” steckt. Die Publikation setzt hier an und vermittelt die Grundlagen der Sozialen Markt­

wirtschaft, indem die wesentlichen Prinzipien der deutschen Wirtschaftsordnung vorgestellt und  

konkretisiert werden. 

Die philosophischen Voraussetzungen für das moderne Strafrecht

Wenn sich ein renommierter Rechtswissenschaftler aus Deutschland mit einem Doktor der Rechtsphiloso­

phie aus Argentinien an einen Tisch setzt und redet, entsteht eine spannende Lektüre. Der Leser lernt 

etwas über die Leidenschaft beider Gelehrter – über die des deutschen Rechtswissenschaftlers Günther 

Jakobs und die des argentinischen Rechtsphilosophen Esteban Mizrahi. Und er lernt überdies zwei Länder 

kennen: Argentinien und Deutschland.

Ausgewählte Neuerscheinungen

aus der Hauptabteilung Europäische und Internationale Zusammenarbeit


